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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in einer 
Meldung von Radio Moskau am 15. März 1985 
erfolgte Diffamierung und Verunglimpfung des 
ehemaligen Bundeskanzlers Kiesinger und des 
ehemaligen Bundespräsidenten Lübke, und was 
gedenkt sie diesbezüglich zu unternehmen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Meyer- Landrut 
vom 15. April 


Die in den Ausführungen von Radio Moskau vom 15. März 1985 enthal- 
tene Diffamierung und Verunglimpfung des ehemaligen Bundeskanzlers 
Kiesinger sowie des ehemaligen Bundespräsidenten Lübke ist ebenso 
wie der gesamte Tenor des Artikels völlig unakzeptabel. Die Bundesre- 
gierung hat deshalb den Presseattache der sowjetischen Botschaft in das 
Auswärtige Amt einbestellt und ihm vorgehalten, daß derartige unan- 
nehmbare Presse angriffe die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der UdSSR belasten. 


2. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Über welche Informationen verfügt die Bundes- 
regierung bezüglich des Schicksals des litaui- 
schen Bügerrechtlers Vladas Lapiensis, und was 
gedenkt sie in diesem Fall zu unternehmen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Meyer-Landrut 
vom 12. April 

Die Bundesregierung hat Nachrichten darüber, daß der 78jährige Bürger- 
rechtler Vladas Lapiensis Ende Januar 1985 verhaftet wurde. Bereits 
früher soll er wegen seiner Mitarbeit an der „Chronik der litauischen 
katholischen Kirche 44 fünf Jahre in Lagerhaft und Verbannung verbracht 
haben. 

Die Bundesregierung setzt sich seit vielen Jahren mit Nachdruck dafür 
ein, daß die Sowjetunion die international eingegangenen Verpflichtun- 
gen zur Wahrung der Menschenrechte einhält. In ihren Gesprächen mit 
der sowjetischen Führung greift sie das Thema regelmäßig und mit 
großem Ernst auf. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordnete 

Frau 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Betrachtet die Bundesregierung die Aktivitäten 
des „Italienischen Verbandes der Gastarbeiter 
und ihrer Familien 44 — FILEF— in der Bundesre- 
publik Deutschland als linksextrem, und wie be- 
gründet sie ihren Standpunkt? 


4. Abgeordnete 

Frau 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Ist die Tatsache, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland tätige Organisationen von Gastar- 
beitern auch Mitglieder und Funktionäre haben, 
die der KPI (PCI) angehören, ausreichende Be- 
gründung für eine linksextreme verfassungswi- 
drige oder „sicherheitsrechtlich bedenkliche 44 
Beurteilung, und wie begründet die Bundesre- 
gierung ihren Standpunkt? 
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Betrachtet die Bundesregierung die FILEF und/ 
oder die KPI (PCI) und/oder die Sozialistische 
Partei Italiens, soweit sie in der Bundesrepublik 
Deutschland tätig sind, als demokratische Orga- 
nisationen, und kann allein Mitgliedschaft und 
Funktion in einer dieser Organisationen Grund 
für eine Beurteilung als „sicherheitsrechtlich be- 
denklich" sein? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 12. April 

Es handelt sich bei der FILEF um eine linksextreme Vereinigung, die 
unter dem maßgeblichen Einfluß der orthodoxen „ Kommunistischen Par- 
tei Italiens" (PCI) steht. Die PCI ist eine extremistische Organisation, da 
sie als Teil der kommunistischen Weltbewegung das gemeinsame End- 
ziel des Kommunismus verfolgt und dabei auch praktische Solidarität mit 
der DKP als ihrer deutschen Bruderpartei übt. Der Einfluß der PCI auf die 
Organisation ist dadurch gesichert, daß Funktionäre und Mitglieder der 
FILEF in der Regel auch Funktionäre und Mitglieder der PCI sind. In 
ihren Veröffentlichungen ist die FILEF bemüht, ihre Eigenständigkeit zu 
betonen und alles zu vermeiden, was auf eine Einflußnahme durch die 
PCI hindeuten könnte. 

Die FILEF arbeitet in der Bundesrepublik Deutschland mit der italieni- 
schen kommunistischen Gewerkschaft „ Conf ederazione Generale Ita- 
liana del Lavoro" (CGIL) zusammen. Die DKP-Funktionäre treten auf 
FILEF-Kongressen als Gastredner auf. Außerdem konnten Ansätze tech- 
nischer Unterstützung der FILEF durch die DKP festgestellt werden. 


5. Abgeordnete 

Frau 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


6. Abgeordnete 

Frau 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung die Tatsache, daß kei- 
ne der unter Frage 5 genannten Organisationen 
im Verfassungsschutzbericht erwähnt ist, den In- 
nenministern der Länder bekanntmachen und 
auf eine einheitliche Beurteilung auf Bundesebe- 
ne hinwirken? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 12. April 


Der Verfassungsschutzbericht dient der Information des politisch interes- 
sierten Bürgers über die wichtigsten gegen unseren Staat gerichteten 
politischen Bestrebungen. Er ist kein Nachschlagewerk aller den Sicher- 
heitsbehörden bekannten Organisationen. 


7. Abgeordneter 

Tietjen 

(SPD) 


Trifft es zu, daß anläßlich der Verabschiedung 
des Generalinspekteurs des Bundesgrenzschut- 
zes (BGS) ein besonderes Zeremoniell (Zapfen- 
streich) vorbereitet wird, das u. a. zwei Ehren- 
hundertschaften des BGS mit Stahlhelm und Ka- 
rabiner vorsieht? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 11. April 

Der scheidende Inspekteur des Bundesgrenzschutzes (BGS) soll wie auch 
seine Vorgänger in einer Feierstunde verabschiedet werden, deren 
Abschluß der Große Zapfenstreich bildet. 

Der Ehrenformation des BGS gehören nicht zwei Hundertschaften, son- 
dern zwei Ehrenzüge mit Stahlhelm und Karabiner an. 
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8. Abgeordneter 

Tietjen 

(SPD) 


Falls ja, ist die Bundesregierung der Meinung, 
daß das dem Charakter des Bundesgrenzschut- 
zes als Polizei des Bundes entspricht? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 11. April 

Das vorgesehene Abschiedszeremoniell steht nicht im Widerspruch zu 
dem Charakter des Bundesgrenzschutzes als Polizei des Bundes. 


9. Abgeordneter 

Tietjen 

(SPD) 


Ist es richtig, daß Generalinspekteur Amft Ver- 
abschiedungen von Kommandeuren aus dem 
Bundesgrenzschutz in Form des Großen Zapfen- 
streiches abgeschafft hat? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 11. April 

Nein. 


10. Abgeordneter Welche Kosten verursacht die Verabschiedung 

Tietjen des Generalinspekteurs des Bundesgrenz- 

(SPD) Schutzes? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 11. April 

Neben den Kosten für einen dem Anlaß entsprechenden Schmuck der 
BGS-Sporthalle in Bonn-Duisdorf entstehen Bewirtungskosten in Höhe 
von ca. 2 000 DM. Hinzu kommen die Reisekosten derjenigen, die aus 
dienstlichen Gründen an der Verabschiedung des Inspekteurs des Bun- 
desgrenzschutzes (BGS) und der Einführung seines Nachfolgers teilneh- 
men. Die Kosten halten sich in dem bei früheren Veranstaltungen dieser 
Art üblichen Rahmen. 


11. Abgeordneter 

Dr. Langner 

(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 

Dr. Langner 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 15. April 

Unter deutscher Beteiligung wurden durch die EG 1971 Grenzwerte für 
die Schadstoffe Kohlenmonoxid und Kohlenwasserstoffe eingeführt und 
1975 um 15 v. H. bis 20 v. H. verschärft. 1977 wurden die Stickoxide 
erstmals begrenzt und 1979 die Grenzwerte für alle drei Schadstoffe um 
12 v. H. bis 19 v. H. abgesenkt. 


Welche Initiativen haben die Bundesregierun- 
gen zwischen 1969 und Oktober 1982 in der EG 
mit dem Ziel der EG -weiten Einführung eines 
umweltfreundlichen Autos ergriffen, und zu wel- 
chen Vereinbarungen in der EG haben solche 
Initiativen geführt? 


Aus welchen Gründen sind gegebenenfalls Ver- 
einbarungen in der EG zugunsten eines umwelt- 
freundlichen Autos auf Grund von Initiativen der 
Bundesregierungen im genannten Zeitraum ge- 
scheitert? 
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Unter der Voraussetzung der Verwendung von bleihaltigem Benzin 
wurde von der Bundesrepublik Deutschland bei der EG 1981 ein Vor- 
schlag eingebracht, folgende Grenzwerte für die Typprüfung im Europa- 
test festzulegen: 

Kohlenmonoxid (CO) _ 30 Gramm/Test bis 48 Gramm/Test 

Kohlenwasserstoffe (HC FID ) 

+ Stickoxide (NO x ) 

(Summengrenzwert) — 10 Gramm/Test 

Die Einführung dieser Grenzwerte hätte eine mehr als SOprozentige 
Verschärfung der heute gültigen EG -Vorschriften der Serie 04 (EG-Richt- 
linie 83/351 /EWG) bedeutet. 

Auf Grund der Initiative der Bundesrepublik Deutschland von 1981 
wurde von der EG -Kommission eine Expertengruppe eingesetzt. Diese 
hat in einem Abschlußbericht vom Juni 1983 zu den technischen Mög- 
lichkeiten und den wirtschaftlichen Auswirkungen einer weiteren Ver- 
schärfung der Abgasgrenzwerte Stellung genommen. Konkrete Empfeh- 
lungen über das weitere Vorgehen wurden von der Expertengruppe nicht 
ausgesprochen. Eine Fortsetzung der Beratung des Vorschlags von 1981 
und des Expertenberichts in den politischen Gremien der EG unterblieb 
wegen des wesentlich weitergehenderen Memorandums der Bundesre- 
publik Deutschland zur Verringerung der Schadstoffe in Kraftfahrzeug- 
abgasen und zum Bleigehalt im Benzin vom 27. Mai 1983. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


13. Abgeordneter Wann und in welcher Weise gedenkt die Bun- 

Marschewski desregierung, den Schutz der Verbraucher vor 

(CDU/CSU) überteuerten Krediten im Bereich der Kreditver- 

mittlung, bei Umschuldungen und bei notlei- 
dend gewordenen Krediten zu verbessern? 

Antwort des Staatssekretärs 
vom 11. April 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist ein angemessener Schutz der 
Verbraucher vor überteuerten Krediten durch § 138 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs und die sehr strenge Rechtsprechung der Zivilgerichte zur 
Nichtigkeit wucherähnlicher Kreditgeschäfte nach § 138 Absatz 1 BGB 
gewährleistet. Auf die Leitentscheidungen des Bundesgerichtshofs, 
BGHZ 80, 153; BGH NJW 1982, 2433; BGH NJW 1983, 1420; BGH NJW 
1983, 2692 und vom 14. Juni 1984 -III ZR 81/83- nehme ich insoweit 
Bezug. In ihrer Stellungnahme zu dem vom Bundesrat eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
(Drucksache 10/307), der dem Deutschen Bundestag zur Beschlußfassung 
vorliegt, hat die Bundesregierung darauf hingewiesen, daß eine Ände- 
rung des § 138 BGB für die Fortentwicklung der Rechtsprechung zum 
Schuldnerschutz eher hinderlich wäre. 

Zur Kreditvermittlung hat die Bundesregierung dem Deutschen Bundes- 
tag bereits in der 8. und 9. und erneut wieder in der 10. Legislaturperiode 
den Entwurf eines Gesetzes über Maklerverträge (Drucksache 10/1014) 
zugeleitet, der einen besonderen Abschnitt über die Darlehens Vermitt- 
lung mit Schutzvorschriften zugunsten der Kunden von Kreditvermittlern 
enthält (§§ 655 bis 655 c BGB; siehe auch Ergänzungsvorschlag des 
Bundesrates zu Umschuldungen in Nr. 10 der Stellungnahme des Bun- 
desrates, dem die Bundesregierung grundsätzlich zugestimmt hat). Der 
Gesetzentwurf liegt den Ausschüssen des Deutschen Bundestages zur 
Beschlußfassung vor. 
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Im übrigen prüft die Bundesregierung auf Grund zweier Entschließungen 
der Justizminister und -Senatoren der Länder und des Bundesrates vom 
Herbst 1984 umfassend die Lage der Schuldner bei Ratenkrediten. Einen 
Schwerpunkt bilden dabei die Probleme, die mit notleidend gewordenen 
Krediten verbunden sind. Diese Fragen sind komplex, schwierig und 
weithin umstritten. Es wird noch einige Zeit in Anspruch nehmen, bis 
ausgewogene, den Interessen aller Beteüigten gerecht werdende 
Lösungsvorschläge zur Diskussion gestellt werden können. 


14. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Regelung, wonach 

Marschewski Richter an den obersten Gerichtshöfen des Bun- 

(CDU/CSU) des erst mit 68 Jahren in den Ruhestand treten, 

für zeitgemäß, und beabsichtigt sie, diese Rege- 
lung insbesondere angesichts der Diskussion um 
die Verkürzung der Lebensarbeitszeit, Vorruhe- 
standsregelung, Job-Sharing etc. zu ändern? 

Antwort des Staatssekretärs 
vom 11. April 

Für die besonderen Altersgrenzen der Richter an den obersten Gerichts- 
höfen des Bundes war in den Aufbaujahren einmal bestimmend die 
damalige Knappheit an geeigneten Richtern, zum anderen die Tradition 
der besonderen Altersgrenze (68) der Richter des Reichsgerichts. Vor- 
übergehend war es sogar notwendig, den Dienst der Richter an den 
obersten Gerichtshöfen des Bundes erst bei Vollendung des 72. Lebens- 
jahres (bis 1954), dann bei Vollendung des 70. Lebensjahres (bis 1956) 
enden zu lassen. Heute sind genügend qualifizierte Richter vorhanden, 
die im mittleren Alter an die obersten Gerichtshöfe des Bundes berufen 
werden können. 

Die Bundesregierung erwägt deshalb vorzuschlagen, daß die bisherige 
gesetzliche Altersgrenze (Ende des Monats, in dem das 68. Lebensjahr 
vollendet wird) auf die für die übrigen Richter und für die Beamten 
geltende Altersgrenze (Ende des Monats, in dem das 65. Lebensjahr 
vollendet wird) herabgesetzt wird. Zugleich müßte die Antragsalters- 
grenze herabgesetzt werden. Noch zu klären ist, in welchem Umfang 
eine derartige Regelung auf die bei Inkrafttreten des Gesetzes amtieren- 
den Richter anwendbar sein soll. 

Zu dem Fragenkomplex sind kürzlich die Präsidenten der obersten 
Gerichtshöfe des Bundes gehört worden. Die Richterverbände sind gebe- 
ten worden, ebenfalls Stellung zu nehmen. 

Es ist in Aussicht genommen, den gesetzgebenden Körperschaften die 
erforderliche Änderung des § 48 des Deutschen Richtergesetzes noch in 
dieser Legislaturperiode vorzuschlagen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


15. Abgeordneter Ist der Abstand zwischen der Einkommensgren- 

Conradi ze für Ledige und Verheiratete im Wohnungs- 

(SPD) bauprämiengesetz und im 4. Vermögensbil- 

dungsgesetz - als Leistungsgesetze - nach der 
Beurteüung der Bundesregierung verfassungs- 
rechtlich zwingend geboten, und welches sind 
die Gründe für ihre Auffassung? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 11. April 

Im Rahmen der Steuerreform 1974 ist auf Vorschlag der Bundesregierung 
der im Steuerrecht geltende Verdoppelungsgrundsatz für Ehegatten in 
das Wohnungsbau-Prämiengesetz übernommen worden. Die Eheleute 
bleiben einkommensteuerrechtlich unbeachtet der Eheschließung grund- 
sätzlich zwei Steuerpflichtige. Jeder bringt die für ihn als Alleinstehen- 
den gegebene prämienrechtliche Einkommensgrenze in die Ehe ein. Der 
Verdoppelungsgrundsatz folgt dem zwingenden verfassungsrechtlichen 
Gebot (Artikel 6 Abs. 1 GG), daß Ehegatten nicht schlechter behandelt 
werden dürfen als unverheiratete. 

Durch den Verdoppelungsgrundsatz wird mithin nur erreicht, daß für 
Ehegatten nach der Eheschließung die Einkommensgrenze gleich hoch 
ist wie vor der Eheschließung für beide Partner zusammen. 

Aus denselben Gründen gilt der Verdoppelungsgrundsatz für Ehegatten 
auch im Vermögensbildungsgesetz. 


16. Abgeordnete 

Frau 

Zutt 

(SPD) 


Wie hoch werden die unmittelbaren Kosten des 
Beitritts Spaniens und Portugals in den Jahren 
bis 1992 insgesamt für die EG und für die Bun- 
desrepublik Deutschland sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 17. April 

Nach einer Simulationsrechnung der EG-Kommission auf der Basis der 
Haushaltszahlen des Jahres 1984 werden sich für Spanien und Portugal in 
den Jahren 1986 bis 1992 Rückflüsse in diese Länder aus dem Gemein- 
schaftshaushalt von insgesamt rund 17 Milliarden ECU (beim derzeitigen 
ECU/DM Kurs sind das rund 37,9 Milliarden DM) ergeben. Im gleichen 
Zeitraum werden nach dieser Simulationsrechnung die beiden Beitritts- 
länder rund 15,8 Milliarden ECU (rund 35,2 Milliarden DM) an den 
Gemeinschaftshaushalt zahlen. An den daraus resultierenden Nettoer- 
gebnissen für die zehn Altmitglieder der Gemeinschaft hat die Bundesre- 
publik Deutschland einen Anteü von durchschnittlich rund 28,5 v. H. zu 
tragen. Die Kommission hat bei der Vorlage der Simulationsrechnung 
ausdrücklich auf die große Unsicherheitsmarge dieser Berechnung hin- 
gewiesen. 

Darüber hinaus ist zu der von der EG-Kommission angewandten Metho- 
dik anzumerken, daß entsprechend dem Charakter einer Simulations- 
rechnung die Mengen- und Preisentwicklungen sowie die mögliche Ver- 
änderung der Ausgabenstruktur nach 1984 in den obengenannten Zah- 
len nicht enthalten sind. Sie stellen somit keine Prognose für die tatsäch- 
liche Entwicklung in dem betreffenden Zeitraum dar. 


17. Abgeordnete 

Frau 

Zutt 

(SPD) 


Wie hoch werden die durch den Beitritt Spaniens 
und Portugals indirekt bedingten Kosten, z. B. 
für die integrierten Mittelmeerprogramme, für 
die EG und für die Bundesrepublik Deutschland 
sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 17. April 

Gemäß den Beschlüssen des Europäischen Rates vom 29. /30. März 1985 
in Brüssel werden im Rahmen von integrierten Mittelmeerprogrammen 
zugunsten der südlichen Gebiete der derzeitigen Gemeinschaft insge- 


6 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/3227 


samt 4,1 Milliarden ECU (rund 9,1 Milliarden DM) während einer Lauf- 
zeit von sieben Jahren zur Verfügung gestellt. Daran beteiligen sich die 
Strukturfonds der Gemeinschaft mit 2,5 Milliarden ECU (rund 5,6 Milliar- 
den DM). An zusätzlichen Haushaltsmitteln werden 1,6 Milliarden ECU 
(rund 3,6 Milliarden DM) bereitgestellt. 

Im Vorfeld des Beitritts wurden eine Reihe von agrarpolitischen Entschei- 
dungen der Gemeinschaft im Hinblick auf die Auswirkungen des Beitritts 
mit ausgabesteigerndem Effekt beeinflußt, ohne daß dieser exakt bezif- 
fert werden kann. 

Daneben werden weitere durch den Beitritt indirekt bedingte Kosten 
entstehen. Insbesondere muß mit administrativem Mehraufwand für den 
Ausbau des Sprachendienstes und für zusätzlichen Raumbedarf gerech- 
net werden. Auch der integrationspolitisch gewollte stufenweise Zollab- 
bau zwischen der Gemeinschaft und den beiden Beitrittsländern führt bei 
den Importen der Gemeinschaft aus Spanien und Portugal haushaltsmä- 
ßig zu einem Einnahmenausfall der Gemeinschaft. Auch diese Kosten 
können derzeit noch nicht exakt ermittelt werden. 

Von den indirekten Beitrittskosten trägt die Bundesrepublik Deutschland 
im Zeitraum 1986 bis 1992 durchschnittlich rund 27,5 v. H. (die Beitritts- 
länder Spanien und Portugal finanzieren entsprechend ihren Anteilen im 
Rahmen der Übergangsregelung diese Kosten mit). 

Zu den indirekten Kosten des Beitritts gehören ferner die bereits 
beschlossenen und zum Teü abgewickelten Vorbeitrittshilfen in Höhe 
von insgesamt 204 Mülionen ECU Haushaltsmittel, die Spanien und 
Portugal auf den Beitritt zur Gemeinschaft vorbereiten sollen. 


18. Abgeordnete 

Frau 

Zutt 

(SPD) 


Wie wirkt sich in diesem Zusammenhang die 
EnÜastung zugunsten Großbritanniens für die 
übrigen EG-Länder und insbesondere für die 
Bundesrepublik Deutschland aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 17. April 

Die direkten und indirekten Beitrittskosten werden vom Korrekturmecha- 
nismus zugunsten Großbritanniens umfaßt. Die Entlastung Großbritan- 
niens um 66 v. H. der auf Großbritannien entfaüenden Netto-Kosten wird 
von den übrigen Mitgliedstaaten entsprechend den in Fontainebleau 
vereinbarten Schlüsseln finanziert. Danach zahlt die Bundesrepublik 
Deutschland zwei Drittel ihres normalerweise geschuldeten Anteils 
daran. 

Bei der Bewertung der unmittelbaren und mittelbaren finanziellen Auf- 
wendungen für den Beitritt müssen die gesamten volkswirtschaftlichen 
Vor- und Nachteüe berücksichtigt werden. Eine isolierte Betrachtung der 
Finanzströme aus öffentlichen Haushalten kann nur ein Teilbild ergeben. 


19. Abgeordneter 

Huonker 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung die laut Pressemel- 
dung der „Ludwigsburger Kreiszeitung" vom 
23. März 1985 vom baden-württembergischen 
Umweltminister Weiser gemachten Äußerungen 
bestätigen, daß mit den Sanierungsarbeiten im 
US-Treibstofflager Ludwigsburg-Osterholz be- 
trächtiich vor 1986 begonnen werden könne 
(Oberflächenbehandlung des Lagers nebst Ölab- 
scheider, Errichtung einiger Lagergebäude), die 
Renovierung des unterirdischen Tanklagers für 
etwa 1988 vorgesehen sei, und hält es die Bun- 
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desregierung bejahendenfalls für hinnehmbar, 
wenn mit dem wichtigsten Teil der Sanierung, 
nämlich der Renovierung des unterirdischen 
Tanklagers, erst 1988 begonnen wird, wenn also 
die US- Streitkräfte in dem Tanklager für die 
Dauer von mindestens drei weiteren Jahren ge- 
gen die deutschen Vorschriften über das Lagern 
gefährlicher Flüssigkeiten verstoßen und zwar in 
unmittelbarer Nähe von bewohnten Gebieten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 19. April 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die US- Streitkräfte beabsichtigen, 
Baumaßnahmen auf dem Grundstück des US-Treibstofflagers Ludwigs- 
burg-Osterholz durchzuführen. Diese Baumaßnahmen beinhalten auch 
Umweltschutzvorrichtungen. Der Entwurf der Planung ist fertiggestellt 
und wird zur Zeit - vor der Ausschreibung - von den US- Streitkräften 
geprüft. Mit der Auftragsvergabe kann in absehbarer Zeit gerechnet 
werden. 

Die Bundesregierung hat ferner Kenntnis davon, daß die US- Streitkräfte 
Überlegungen anstellen, im Jahr 1988 oder später ein neues unterirdi- 
sches Tanklager in Ludwigsburg-Osterholz zu errichten. Von den vor- 
handenen unterirdischen Anlagen gehen keine Gefahren aus, weü die 
Erdtanks nach Mitteilung der US -Streitkräfte seit mehreren Jahren außer 
Betrieb und mit Sand verfällt sind. 


20. Abgeordneter 

Louven 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 19. April 

Im laufenden Gesetzgebungsverfahren zum Steuerbereinigungsgesetz 
Teü II wird geprüft, ob der für den Abzug von Unterhaltsaufwendungen 
beim sogenannten begrenzten Realsplitting geltende Höchstbetrag von 
9000 DM angehoben werden kann. 


In wieviel Prozent aller entsprechenden Fälle 
müssen mehr als 9 000 DM von Unterhaltsver- 
pflichteten aufgewandt werden, wenn dies 
schon 1979 laut Erfahrungen der Finanzverwal- 
tung etwa 30 v. H. der Fälle ausgemacht hat? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 19. April 

Die von Ihnen genannte Zahl beruht auf dem Ergebnis der im Bericht der 
Bundesregierung über das Realsplitting (Drucksache 9/1772) bei den 


21. Abgeordneter 
Louven 
(CDU/CSU) 


Ist die Limitierung beim begrenzten Realsplit- 
ting (§ 10 Abs. 1 Nr. 1, § 22 Nr. 1 a EStG) auf 
9 000 DM heute noch angemessen angesichts der 
Tatsache, daß diese Grenze seit 1979 besteht 
und eingedenk des Gesetzentwurfs der Bun- 
desregierung zum Steuersenkungsgesetz vom 
21. Februar 1985 mit den darin vorgesehenen, 
anderen erhöhten Freibeträgen sowie im Hin- 
blick auf den dazu heranzuziehenden Beschluß 
des Bundesverfassungsgerichts vom 4. Oktober 
1984 zum § 33 a Abs. 1 EStG, wonach beim Ab- 
zug von Unterhaltsleistungen keine realitäts- 
fremden Grenzen gezogen werden dürfen? 
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Landesfinanzbehörden angestellten Erhebungen. Neuere Zahlen liegen 
mir nicht vor. Hierzu bedürfte es einer erneuten aufwendigen Untersu- 
chung. 

22. Abgeordneter Um welchen Betrag werden sich im Zeitraum 

Vogel von 1986 bis 1990 die Steuerausfälle durch das 

(DIE GRÜNEN) Ehegattensplitting infolge des Steuersenkungs- 

gesetzes im Vergleich zum geltenden Recht er- 
höhen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 18. April 

Die von Ihnen erfragten Angaben erfordern aufwendige Berechnungen, 
die leider nicht kurzfristig durchgeführt werden können. 

Zunächst muß infolge der zu erwartenden niedrigeren Preissteigerungs- 
raten, als sie noch im letzten Jahr angenommen wurden, eine Überprü- 
fung der Ausfallschätzungen für das Steuersenkungsgesetz 1986/88 auf 
der Grundlage der gesamtwirtschaftlichen Annahmen für die nächste 
Steuerschätzung im Juni 1985 erfolgen. Die Ergebnisse dieser Neuschät- 
zung wird die Bundesregierung noch vor dem Abschluß der parlamenta- 
rischen Beratung des Steuersenkungsggesetzes Mitte Juni 1985 dem 
Deutschen Bundestag vorlegen. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


23. Abgeordneter 

Curdt 

(SPD) 


24. Abgeordneter 

Curdt 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 15. April 

Der Bundeskanzler hat in seiner Rede auf dem Bundesparteitag der CDU 
am 20. März 1985 verdeutlicht, in welchem generellen Kontext die Aus- 
sagen zu solide finanzierten Investitionen zu sehen sind. 

Grundsätzlich kann ein forciertes, „mit ungedeckten Wechseln auf die 
Zukunft" finanziertes Wachstum kurzfristig möglich sein, wenn ein sol- 
ches Wachstum durch eine übermäßige Staats Verschuldung oder eine 
entsprechende Verschuldung im Ausland finanziert wird. Spätere Gene- 
rationen sind dann durch die dadurch bedingten Finanzierungskosten 
vorbelastet. 

25. Abgeordneter 
Gerstein 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
auf EG-Ebene ergriffen, damit die Entscheidun- 
gen über den Abbau oder die Erhaltung von 
Raffineriekapazitäten in der Europäischen Ge- 
meinschaft nach wirtschaftlichen Kriterien er- 
folgt? 


Kann die Bundesregierung erklären, was der 
Bundeskanzler meinte, als er (Tagesschau vom 
20. März 1985) ausführte, „wir finanzieren unse- 
re Investitionen für neue Arbeitsplätze nicht mit 
ungedeckten Wechseln auf die Zukunft, sondern 
mit dem, was wir heute erarbeiten, was wir heute 
erwirtschaften " ? 

Kann die Bundesregierung darlegen, wie man in 
einer Volkswirtschaft Investitionen für neue Ar- 
beitsplätze anders als mit dem jeweils vorhande- 
nen und eingesetzten Arbeits- und Kapitalbe- 
stand finanzieren kann? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 12. April 

Die EG-Kommission hat Anfang des Jahres ein neues Papier über die 
Raffinerieentwicklung in der Gemeinschaft vorgelegt. 

Daraus ergibt sich, daß die Raffineriekapazitäten in der EG seit dem 
Höchststand 1977/78 bis Anfang 1985 um 31 v. H. abgebaut worden sind. 
Spitzenreiter ist Belgien mit einem Abbau von 44 v. H. Die Bundesrepu- 
blik Deutschland und Frankreich folgen mit 34 v. H. bis 35 v. H. Schluß- 
licht unter den größeren Ländern bildet Italien mit 27 v. H. 

Der Energierat der Gemeinschaft hat dieses Papier im März diskutiert. 
Dabei hat die Bundesregierung wie bereits bei früheren Gelegenheiten 
mit Nachdruck gefordert, daß sich alle Mitgliedstaaten an den auch in 
Zukunft noch notwendigen Raffineriestillegungen im Sinne einer ausge- 
wogenen Lastenverteilung angemessen beteiligen. Dazu gehört auch, 
daß die Umweltanforderungen für alle Raffinerien in der Gemeinschaft 
harmonisiert und die in anderen Mitgliedstaaten zum Teil noch bestehen- 
den Marktregulierungen abgebaut werden. Es ist vorgesehen, daß sich 
der nächste Energierat am 10. Juni 1985 erneut mit dem Raffineriethema 
beschäftigen und dabei Schlußfolgerungen aus dem Bericht der Kommis- 
sion verabschieden wird. 

Ziel unserer Anstrengungen in Brüssel ist die Gewährleistung fairer 
Wettbewerbsbedingungen für die deutschen Raffinerien. Damit soll die 
Erhaltung einer leistungsfähigen deutschen Raffinerieindustrie gesichert 
werden, die - auf den geringeren Mineralölverbrauch zugeschnitten - 
auch künftig das Rückgrat unserer Mineralölversorgung bildet. 

Welche Auswirkungen hat nach Auffassung der 
Bundesregierung die Einleitung eines förmli- 
chen Prüfungsverfahrens nach Artikel 93 des 
EWG-Vertrages hinsichtlich der Zuschüsse zu 
den Kosten von Forschungs- und Entwicklungs- 
personal, insbesondere im Bereich der For- 
schungsvorhaben, die durch mittelständische 
Unternehmen betrieben werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 15. April 

In Ihrer Begründung zur Eröffnung des Beihilfeprüfungsverfahrens 
erhebt die Kommission der EG Einwände gegen Details der Ausgestal- 
tung des Förderkonzepts. Der Bundesregierung liegen indessen keine 
Anhaltspunkte dafür vor, daß die Fördermaßnahme als solche in Frage 
gestellt wird. 

Die Bundesregierung rechnet damit, daß das Verfahren mehrere Monate 
in Anspruch nimmt. Bis zum Abschluß des Verfahrens können keine 
Anträge gestellt werden. Das ist aber für die meisten Firmen ohne 
Belang, weil erfahrungsgemäß zwei Drittel der Anträge erst im Septem- 
ber eingereicht werden. Die Bundesregierung wird gleichwohl prüfen, ob 
die Antragsfrist (30. September) verlängert werden soll. 


26. Abgeordneter 

Dr. Hüsch 

(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 
Dr. Hüsch 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die für das Jahr 1984 bewilligten 
Zuschüsse wegen der Einleitung des förmlichen 
Prüfung sverfahrens nicht ausgezahlt werden 
können und überlegt die Bundesregierung gege- 
benenfalls, den Ausfall dieser Mittel bzw. die 
Veränderung der Fähigkeiten, durch die die mit- 
telständischen Unternehmen in große Schwierig- 
keiten geraten können, zu überbrücken? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 15. April 

Es trifft nicht zu, daß Anträge, die im Laufe des Jahres 1984 bei der AIF 
gestellt wurden und bei denen die Fördervoraussetzungen vorliegen, 
nicht bewilligt werden. 

Das von der Kommission der EG eingeleitete Verfahren hat keinerlei 
Auswirkungen auf die noch nicht abgerechneten Anträge aus dem ver- 
gangenen Jahr. 

Warum hat die Bundesregierung nicht sofort 
nach dem Kabinettsbeschluß im September 1984 
die notwendige Zustimmung der EG-Kommis- 
sion zum Forschungs- und Entwicklungs-Perso- 
nalkostenzuschuß eingeholt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 15. April 

Die Bundesregierung hat mit dem Kabinettsbeschluß vom 26. September 
1984 lediglich Eckwerte zu dem Gesamtkonzept zur Förderung von FuE- 
Personal in der Wirtschaft festgelegt. Auf der Basis dieses Beschlusses 
wurden Förderrichtlinien erarbeitet, die der Kommission der EG mit 
Schreiben vom 22. November 1984 notifiziert wurden. 

Die Bundesregierung ging auf Grund der bisherigen Notifizierungspraxis 
davon aus, daß die Kommission der EG ohne genaue Kenntnis der Details 
der Fördermaßnahme keine Entscheidung treffen würde. Insofern hätte 
die Übersendung des Kabinettsbeschlusses allein keinen Zeitgewinn 
gebracht. 


29. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung für die betrof- 

Kretkowski fenen Antragsteller der mittelständischen Fir- 

(SPD) men zu tun, die durch die mehrmonatige, von 

der Bundesregierung zu verantwortende Verzö- 
gerung des Verfahrens betroffen sind? 


28. Abgeordneter 

Kretkowski 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 15. April 

Die Bundesregierung bedauert die Verzögerungen, die sich auf Grund 
der Eröffnung des Beihüfeprüfungs Verfahrens ergeben. Sie hält jedoch 
die Sorgen, daß sich daraus ins Gewicht fallende Nachteüe für die Antrag- 
steller ergeben, für unbegründet. Für die meisten Unternehmen ist die 
Verzögerung ohne Belang, weü erfahrungsgemäß rund zwei Drittel der 
Anträge erst im September eingereicht werden. Die Bundesregierung 
wird gleichwohl prüfen, ob die Antragsfrist (30. September) verlängert 
werden soll. 


30. Abgeordneter 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung die Sorge der Lübek- 
ker Bevölkerung vor Verseuchung der Lübecker 
Umwelt und des Trinkwassers durch die Sonder- 
mülldeponie Schönberg/DDR zum Anlaß neh- 
men, um die devisenrechtliche Genehmigung für 
den Vertrag der Firma Hanseatisches Baustof f- 
kontor mit dem DDR-Unternehmen Bergbau/ 
Handel über die Verbringung von Sondermüll 
zur Deponie Schönberg zu widerrufen, und 
wenn nein, warum nicht? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 15. April 

Für den Schutz der Gewässer im Raum Lübeck sind die Behörden des 
Landes Schleswig-Holstein zuständig und verantwortlich. 

Die schleswig-holsteinische Landesregierung hat nach der zuletzt von 
Experten durchgeführten Besichtigung der Deponie Schönberg (DDR) 
und dem anschließenden Fachgespräch mit der DDR am 28. Oktober 
1983 erklärt, daß nach bisherigen Erkenntnissen keine Umweltschäden 
(Grund Wasserverunreinigung o. ä.) im Lübecker Raum zu besorgen sind. 
Um die Entwicklung sorgfältig beobachten zu können, sind weitere 
Expertengespräche vorgesehen. 

Die nach dem Müitärregierungsgesetz (MRG) Nr. 53 erforderlichen devi- 
senrechtlichen Genehmigungen zum Verbringen von Abfällen auf die 
Mülldeponie Schönberg werden seit dem 1. Februar 1983 ebenfalls von 
der zuständigen Behörde des Landes Schleswig-Holstein erteilt; vor die- 
sem Zeitpunkt hat der Bundesminister für Wirtschaft die Anträge geneh- 
migt. Auf die Erteüung der Genehmigungen besteht ein Rechtsanspruch, 
solange keine devisenrechtlich relevanten Versagungsgründe - insbe- 
sondere eine Schädigung unserer Entsorgungswirtschaft durch marktstö- 
rende DDR-Preise - vorhegen. 

Im übrigen verweise ich auf die Antworten der Bundesregierung auf die 
Kleinen Anfragen der Fraktion DIE GRÜNEN - Drucksachen 10/2675 
und 10/2725. 


31. Abgeordneter 

Wittmann 

(Tännesberg) 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Projekte zur Förderung des 
Fremdenverkehrs im Oberpfälzer Raum wurden 
in den letzten beiden Jahren von der Bundesre- 
gierung gefördert oder werden zur Zeit geför- 
dert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 15. April 

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur 11 sind im Regierungsbezirk Oberpfalz in den Jahren 
1983 und 1984 insgesamt 42 Fremdenverkehrsvorhaben der gewerbli- 
chen Whtschaft gefördert worden. Bei einem Investitionsvolumen von 
21 Millionen DM wurden neben der steuerfreien Investitionszulage 
370 000 DM an Haushaltsmitteln bewilligt. Der Bund trägt hiervon die 
Hälfte. Nach Angaben der geförderten Beherbergungsbetriebe sollen 
insgesamt 93 neue Dauer arbeitsplätze geschaffen und 16 gefährdete 
Arbeitsplätze gesichert worden sein. 

Im Rahmen der Infrastrukturförderung wurde im gleichen Zeitraum ein 
Vorhaben im Landkreis Cham gefördert. Bei einem Investitionsvolumen 
von 4,27 Milhonen DM sind 3,62 Millionen DM an Haushaltsmitteln 
bewilligt worden. Der Bundesanteil betrug auch hier 50 v. H. Um welche 
Art von Vorhaben es sich dabei gehandelt hat, entzieht sich meiner 
Kenntnis, da entsprechend dem föderativen Aufbau der Bundesrepubhk 
Deutschland die Länder für die Durchführung der Gemeinschaftsaufgabe 
und damit auch für die Auswahl der förderfähigen Projekte zuständig 
sind. Aus diesem Grunde kann ich Ihnen auch keine Angaben über 
laufende Projekte machen. 


32. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in jüng- 
ster Zeit in verschiedenen Medien geäußerte Kri- 
tik an dem deutschen Beitrag bei der Wissen- 
schaftsausstellung in Tsukuba/ Japan und sieht 
sie insbesondere die aus dem behaupteten Un- 
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terschied des aus dem Japanischen ins Deutsche 
übersetzten Themas dieser Wissenschaftsaus- 
stellung im Vergleich zu dem englischen Thema 
hergeleitete Kritik eines Mißverständnisses des 
deutschen Beitrages als berechtigt an? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 18. April 

Die in verschiedenen Medien geäußerte Kritik am deutschen Beitrag muß 
im Kontext mit der zeitgleichen Kritik an der Ausstellung insgesamt 
gesehen werden. 

Die japanische Seite hat mit dieser Ausstellung den Versuch unternom- 
men, eine breitangelegte publikumswirksame Präsentation des wissen- 
schaftlich technischen Fortschritts der Menschheit zu zeigen. 

Dieser Versuch ist hinsichtlich der Attraktivität für die Besuchermassen 
ohne Zweifel gelungen. Andererseits hat darunter wohl die Qualität des 
wissenschaftlich technischen Anspruchs der Ausstellung gelitten, so daß 
der Charakter einer Supershow technischer Spielereien deutlich im Vor- 
dergrund steht. 

Den Beteiligungen der EG -Länder Großbritannien, Frankreich, Italien 
und auch der Bundesrepublik Deutschland waren von der finanziellen 
Seite aber auch von der räumlichen Seite her enge Grenzen gezogen. Der 
deutsche Beitrag, dessen inhaltliche Konzeption in enger Zusammenar- 
beit mit dem Bundesministerium für Forschung und Technologie erarbei- 
tet wurde, war bewußt nicht darauf ausgelegt, mit der aufwendigen 
Selbstdarstellung der japanischen Industrie zu konkurrieren. Vielmehr 
zeigte es sich schon in den ersten Wochen der Ausstellung, daß die 
Schwerpunkte unseres Beitrages, und zwar der Nutzen von „Forschung 
und Technologie zum Wohle des Menschen“ in seinem direkten Lebens- 
umfeld, also bei der Arbeit und in der Freizeit, mit großem Interesse vom 
Publikum angenommen wurde. 

Das vorgenannte Motto unserer Beteiligung entsprach übrigens wörtlich 
der vom japanischen Veranstalter vorgegebenen englischen Übersetzung 
des Leitmotivs der Expo 85. An diese Übersetzung haben sich denn auch 
alle ausländischen Beteiligungen in Tsukuba gehalten. 


33. Abgeordneter Wie viele deutsche Firmen aus welchen Bran- 

Stahl chen (auch Holzspielzeugfirmen) stellen in 

(Kempen) Tsukuba aus? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 18. April 

Insgesamt 33 Firmen aus der Bundesrepublik Deutschland haben Bei- 
träge zu den drei Schwerpunkten der Ausstellung, nähmlich Transport 
und Verkehr, Telekommunikation und moderne Büro-Kommunikations- 
techniken sowie Sport und Freizeitechnolgien, geliefert. Holzspielzeug- 
firmen stellen nicht aus. Es finden jedoch wechselnde Sonderschauen 
statt, in denen Spitzentechnologien aus der Bundesrepublik Deutschland 
gezeigt werden, u. a. Hochleistungslasertechnik, Medizintechnik, 
Energietechnik, Beschleuniger- und Synchrotrontechnik, Weltraumfor- 
schung- und -technik. 

34. Abgeordneter Wieviel hat der deutsche Beitrag die öffentliche 

Stahl Hand gekostet, und aus welcher Haushaltsstelle 

(Kempen) bzw. welchem Ressort wird er finanziert? 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 18. April 

Die Kosten des gesamten deutschen Beitrages liegen bei 11,5 Millionen 
DM (inkl. Mehrwertsteuer). Von den beiden beteiligten Ressorts stellt das 
Bundesministerium für Forschung und Technologie 5 Millionen DM 
bereit. Der Rest wurde aus dem Auslandsmessetitel des Bundesministe- 
riums für Wirtschaft getragen. 


35. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Martiny-Glotz 

(SPD) 


Welche Gründe erschienen der Bundesregie- 
rung maßgebend dafür, die „Bundesanstalt für 
Materialprüfung 11 in Berlin umzubenennen in 
„Bundesanstalt für Materialforschung und -prü- 
fung", und sind mit dieser Umbenennung haus- 
haltsrelevante Konsequenzen verbunden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 17. April 

Mit der beabsichtigten Änderung des Namens der Bundesanstalt für 
Materialprüfung (BAM), Berlin, in „Bundesanstalt für Materialforschung 
und -prüfung" soll der Tatsache Rechnung getragen werden, daß Mate- 
rialforschung und Materialprüfung in der BAM seit ihrer Gründung 
gleichrangige Tätigkeiten darstellen. Laut Gründungserlaß vom 1. Sep- 
tember 1964 hat die BAM 

„die Aufgabe, Werkstoff- und Materialforschung entsprechend ihrer 

Zweckbestimmung zu betreiben und die Materialprüfung sowie die 

chemische Sicherheitstechnik stetig weiterzuentwickeln. " 

Diesem Auftrag wird die BAM dadurch gerecht, daß Forschung und 
Prüfung gleichgewichtig zu je etwa 40 v. H. des gesamten Zeitaufwandes 
betrieben werden. Eine entsprechende Verdeutlichung der Tätigkeit der 
BAM in ihrem geänderten Namen schien daher geboten, um auch 
Außenstehenden deutlicher zu machen, daß der Bereich der Materialfor- 
schung in der BAM ein wichtiges und für die Materialprüfung unverzicht- 
bares Arbeitsgebiet darstellt, auf dem die BAM eine maßgebliche Rolle 
spielt. Auch im Konzept der Bundesregierung zur Koordinierung der 
Ressortforschung wird die BAM - ebenso wie die Physikalisch -Techni- 
sche Bundesanstalt und die Bundesanstalt für Geowissenschaften und 
Rohstoffe - als eine der Forschungseinrichtungen des Bundes aufgeführt, 
die verpflichtet sind, Programmbudgets zu erstellen. 

Haushaltsrelevante oder personalpolitische Konsequenzen sind mit die- 
ser Umbenennung nicht verbunden. Da die Bezeichnung der BAM im 
Sprengstoffgesetz festgelegt ist, dessen Novellierung sich zur Zeit in der 
parlamentarischen Beratung befindet, bot es sich an, bei dieser Gelegen- 
heit auch die Namensänderung vorzunehmen. 


36. Abgeordneter 

Dr. Czaja 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der ohne Genehmigung des 
Bundesamtes für gewerbliche Wirtschaft illegale 
Export von relevanter Spitzentechnologie, deren 
Ausfuhr nach den COCOM-Listen auch für an- 
geblich zivüe Zwecke verboten ist, nur eine Ord- 
nungswidrigkeit und nicht eine Straftat darstellt, 
und falls es nur eine Ordnungswidrigkeit wäre, 
sind dann die Sicherheitsbelange der Bundesre- 
publik Deutschland und ihres Bündnisses nicht 
ungenügend geschützt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 15. April 

Es trifft nicht zu, daß der illegale Export von in der Ausfuhrliste (Anlage 
zur Außenwirtschaftsverordnung) genannter COCOM-relevanter Spit- 
zentechnologie nur eine Ordnungswidrigkeit darstellt. 

Nach § 34 Außenwirtschäftsgesetz (AWG) (in Verbindung mit § 33 AWG 
und § 70 Außen wirtschafts Verordnung (AWV) kann ein solcher Verstoß 
auch als Straftat mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren geahndet werden, 
wenn dadurch 

1. die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland beeinträchtigt, 

2. das friedliche Zusammenleben der Völker gestört oder 

3. die auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland 
erheblich gestört 

werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


37. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Martiny- Glotz 

(SPD) 


Trifft es zu, daß Bestrebungen der Lebensmittel- 
industrie darauf abzielen, die Broschüre „Le- 
bensmittel auf dem Prüfstand", die der dem 
Landwirtschaftsministerium unterstehende AID 
herausgegeben hat, eingestampft werden soll, 
und gibt es außer von seiten der Lebensmittel- 
wirtschaft und des Lebensmittelhandels begrün- 
dete Kritik an dieser Broschüre? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 16. April 

Die Broschüre „Lebensmittel auf dem Prüfstand" des Auswertungs- und 
Informationsdienstes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (AID) 
e. V. ist von folgenden Verbänden der Ernährungswirtschaft beanstandet 
worden: 

- Bundesverband des Deutschen Groß- und Außenhandels 

- Bund für Lebensmittelrecht und Lebensmittelkunde e. V. 

- Bundes Vereinigung der Deutschen Ernährungsindustrie e. V. 

- Bund deutscher Konsumgenossenschaften GmbH 

- Deutscher Fleischer-Verband 

- Arbeitsgemeinschaft der Lebensmittel-Füialbetriebe 

- Hauptverband des Deutschen Lebensmittel-Einzelhandels. 

Die Kritik richtet sich nicht gegen den fachlichen Inhalt, sondern gegen 
die Darstellung von Organisation und Durchführung der amtlichen 
Lebensmittelkontrolle insgesamt. Nach Auffassung der genannten Ver- 
bände kann durch diese Art der Darstellung beim Verbraucher der 
Eindruck entstehen, nur durch die amtliche Kontrolle könnten Wirtschaft 
und Handel zum Angebot einwandfreier Produkte veranlaßt werden. Die 
von der Ernährungswirtschaft vorgenommene Eigenkontrolle werde zu 
wenig herausgestellt. In diesem Zusammenhang wurde von den oben- 
genannten Verbänden auch gefordert, die Verteilung der Broschüre 
einzustellen. 
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Das Präsidium des AID hat sich am 26. Februar 1985 mit den Einwänden 
der Wirtschaft befaßt. Es kam zu dem Ergebnis, daß zwar durch den 
Sachzusammenhang und die Formulierung in einigen Passagen des 
beanstandeten Heftes mißverständliche Deutungen nicht auszuschließen, 
daß jedoch die Sachaussagen in dem Heft nicht zu widerlegen sind. Das 
Präsidium hat daher beschlossen, die Broschüre „Lebensmittel auf dem 
Prüfstand" ohne Veränderungen oder Zusätze weiterhin zu verteilen. 

Weitere begründete Kritiken sind mir nicht bekannt. 

Geschäftsbereich des Bundesministers 
für innerdeutsche Beziehungen 


Ist es rechtlich zulässig, daß seitens der DDR- 
Behörden Wertgegenstände von in DDR-Kran- 
kenhäusern verstorbenen Bundes- bzw. West- 
Berliner Bürgern sichergestellt und erst nach der 
Entrichtung einer Hinterlegungsgebühr, die 
jährlich 3 v. H. des Wertes der hinterlegten Ge- 
genstände beträgt, vom Staatlichen Notariat der 
DDR unter Vorlage des Erbscheines den Erben 
ausgehändigt werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 18. April 

Die Hinterlegung von mitgeführten Wertgegenständen einer Person, die 
an einem anderen Ort als ihrem Wohnsitz verstorben ist, ist rechtlich 
zulässig und in der Regel auch zweckmäßig, um diese für die Erben 
sicherzustellen. Das Verfahren ist in der DDR im Notariatsgesetz vom 
5. Februar 1976 (DDR-GB1. I S. 93 - §§ 39 bis 41) sowie in der Notariats- 
Kostenordnung vom 5. Februar 1976 (aaO S. 99 - § 7) geregelt. Die 
Hinterlegungsgebühr beträgt jährlich 3 v. H. des Wertes des Gegenstan- 
des (§ 7 Abs. 2 Notariats-Kostenordnung). Die Herausgabe setzt voraus, 
daß der Antragsteller seine Berechtigung zum Empfang dartun kann. 
Dies geschieht bei einer Hinterlegung von Nachlaßgegenständen durch 
Vorlage des Erbscheines (§ 40 Abs. 1 Satz 1 Notariatsgesetz, §§ 413, 414 
ZGB/DDR). Die Zahlung der Hinterlegungsgebühren ist Voraussetzung 
für die Herausgabe des hinterlegten Gegenstandes (§ 13 Abs. 3 Nota- 
riats-Kostenordnung) . 


38. Abgeordneter 

Schulze 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Welehe Möglichkeiten haben Bundesbürger, in 
derartigen Fällen auszulösende, geerbte Wertsa- 
chen schnell und unbürokratisch zu erhalten, 
und welches gut achterliche Verfahren ist im Fal- 
le des Streites zwischen dem Staatlichen Notar- 
tiat der DDR und den bundesdeutschen Erben 
über den tatsächlichen Wert der Gegenstände zu 
wessen Lasten empfehlenswert? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 18. April 

Zweck der Hinterlegung bzw. eines Nachl aßsich erungs Verfahrens ist zu 
verhindern, daß Wertgegenstände in falsche Hände geraten. Diesem 
Zweck dienen die vorstehend genannten Förmlichkeiten. Ich teüe Ihre 
Auffassung, daß sie in übersichtlich gelagerten Fällen einer raschen 
Abwicklung nicht im Wege stehen sollten. Auch ist zu erwarten, daß die 
zuständigen Stellen die Betroffenen sachkundig beraten und die Abwick- 
lung nach Kräften beschleunigen. 


39. Abgeordneter 

Schulze 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 
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Das Staatliche Notariat kann dem Antragsteller aufgeben, die Wertsache 
schätzen zu lassen oder die Schätzung auf Kosten des Antragstellers 
selbst vornehmen lassen (§ 39 Abs. 3 Notariatsgesetz). In beiden Fällen 
schätzt ein Sachverständiger, nicht das Staatliche Notariat selbst. Als 
Sachverständige werden vereidigte Fachleute herangezogen. Gegebe- 
nenfalls wird das Staatliche Notariat auch die Schätzung durch einen 
weiteren vereidigten Sachverständigen zur Kenntnis zu nehmen haben. 
Werden Einwendungen gegen den der Kostenrechnung zugrunde geleg- 
ten Gebührenwert erhoben, setzt das Staatliche Notariat den Gebühren- 
wert durch Beschluß fest (§10 Abs. 4 Notariats-Kostenordnung); dieser 
Beschluß unterliegt der beim Staatlichen Notariat schriftlich einzulegen- 
den Beschwerde, über die das Kreisgericht entscheidet, wenn ihr das 
Staatliche Notariat nicht abhilft (§§ 16, 17 Notariatsgesetz). 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


40. Abgeordneter 
Zierer 
(CDU/CSU) 


Wie hoch hegen die Kosten für eine Stunde Win- 
terbau im Vergleich zum Sommerbau aus Bau- 
herrensicht? 


41. Abgeordneter 
Zierer 

(CDU/CSU) 


Um welchen Betrag wird der Mehrkostenanteil 
für den Winterbau durch die Inanspruchnahme 
von Bundesmitteln zur Förderung des Winter- 
baus ausgeglichen? 


42. Abgeordneter Wie beurteüt die Bundesregierung den Beschäf- 

Zierer tigungseffekt der Bundesmittel zum Winterbau? 

(CDU/CSU) 


43. Abgeordneter 
Zierer 
(CDU/CSU) 


Wie stellt sich das Verhältnis von Verwaltungs- 
kosten zur Bewilligung dieser Bundesmittel im 
Vergleich zur Höhe der ausgezahlten Subventio- 
nen dar? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 15. April 

Zu den Kosten einer Arbeitsstunde auf der geschützten Winterbaustelle 
im Vergleich zu den Kosten einer Sommerbau-Arbeitsstunde hegen 
keine ausreichenden betriebswirtschaftlichen Untersuchungen vor. Die 
Differenz dürfte zudem bei den einzelnen Arten von Bauleistungen (z. B. 
Hochbau/Tiefbau, Rohbau/ Ausbau) sehr unterschiedlich sein. 

Für den Bauherrn ist dieser Kostenvergleich ahein nicht maßgeblich. Die 
höheren Kosten der Arbeitsstunde auf einer geschützten Winterbaustelle 
kompensieren sich für ihn nämhch durch andere Vorteüe: Das Bauwerk 
wird durch Bauen im Winter früher fertig und nutzbar; das bedeutet 
Zinsvorteile. Unter Wetterschutz Vorkehrungen trocknet das Bauwerk 
schneher und besser aus. Wetterschutzvorkehrungen verhindern witte- 
rungsbedingte Bauschäden am Bauwerk. 

Für den Bauherrn kommt es darauf an, daß die Gesamtkosten des Bau- 
vorhabens durch Winterbau nicht wesentlich höher liegen als ohne Win- 
terbau. 
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Der Mehrkostenzuschuß der Produktiven Winterbauförderung soll „min- 
destens ein Drittel und höchstens zwei Drittel der in der Regel für die 
geförderten Arbeiten entstehenden Mehrkosten" (Winterbaubetriebsko- 
sten auf der Baustelle) abdecken (§79 Abs. 3 Arbeitsförderungsgesetz). 
Der reale Wert der in absoluten Beträgen festgesetzten Förderungssätze 
je Winterarbeitsstunde war von 1973 bis 1981 von etwa 50 v. H. auf etwa 
20 v. H. der geschätzten Winterbaumehrkosten abgesunken. Durch Ver- 
ordnung vom 16. Juni 1981 hat der Bundesminister für Arbeit und Sozia- 
lordnung die Förderungssätze so angehoben, daß grundsätzlich wieder 
das Förderungsniveau von 1973 (50 v. H.) erreicht wurde. 

Die Mittel für die Produktive Winterbauförderung werden nicht durch 
den Bund, sondern durch die an die Bundesanstalt für Arbeit gezahlte 
Winterbauumlage der baugewerblichen Arbeitgeber in Höhe von 3 v. H. 
der Bruttolohnsumme monatlich aufgebracht. Ende 1983 hätte der Umla- 
gesatz erhöht werden müssen, falls das Förderungsniveau beibehalten 
worden wäre. Zur Vermeidung einer zusätzlichen Belastung der Baube- 
triebe mit weiteren Lohnnebenkosten hat der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung auf Vorschlag der Verbände der Bauwirtschaft die 
Förderungssätze für den Mehrkostenzuschuß mit Wirkung ab 1. Januar 

1984 linear um 35 v. H. gekürzt (Verordnung vom 22. Dezember 1983). 
Seitdem bewegt sich der Mehrkostenzuschuß an der unteren gesetz- 
lichen Grenze von etwa einem Drittel der Winterbaumehrkosten. 

Für die Frage nach dem Ausgleich der Winterbaumehrkosten durch die 
Produktive Winterbauförderung ist ferner zu berücksichtigen, daß aus 
den Mitteln der Winterbauumlage auch die Winterbauinvestitionen der 
baugewerblichen Arbeitgeber, nämlich die Anschaffung von Winterbau- 
geräten und -einrichtungen, durch die Bundesanstalt für Arbeit gefördert 
werden. Die Förderungssätze für den Investitionskostenzuschuß liegen 
zwischen 30 v. H. und 60 v. H. der Anschaffungskosten; sie sind anteilig 
auf die Winterarbeitsstunde umzulegen. 

Der Beschäftigungseffekt der Produktiven Winterbauförderung des 
Arbeitsförderungsgesetzes läßt sich nicht konkret feststellen, weü die 
hypothetische Lage auf einem Bauarbeitsmarkt ohne Winterbauförde- 
rung nicht genauer ermittelt werden kann. 

Von den im Winter 1983/84 auf Baustellen geleisteten Arbeitsstunden 
waren 326 Millionen solche, für die das Wintergeld der Produktiven 
Winterbauförderung an Bauarbeiter gezahlt worden ist; in dieser Zahl 
sind 7 1 Millionen mit dem Mehrkostenzuschuß der Produktiven Winter- 
bauförderung geförderte Arbeitsstunden enthalten. Da der Winter 1983/84 
nicht besonders baugünstige Witterungsbedingungen gezeigt hat, 
erscheint die Annahme zulässig, daß ohne die Förderung ein großer Teü 
der 326 Millionen Arbeitsstunden ausgefallen wäre und die betroffenen 
Bauarbeiter Schlechtwettergeld oder als Entlassene Arbeitslosengeld 
bezogen hätten. Die Winterbauergebnisse 1983/84 zeigen damit, daß die 
Produktive Winterbauförderung auch in konjunkturell schwierigen Zei- 
ten ihre Funktion zu erfüllen vermag. 

Die Winterbaudaten für die Schlechtwetterzeit 1984/85 werden erst Ende 

1985 vorliegen. 

Die Bundesanstalt für Arbeit leitet die Höhe der Verwaltungskosten, die 
ihr durch die Durchführung der Produktiven Winterbauförderung (Inve- 
stitionskostenzuschuß, Mehrkostenzuschuß, Wintergeld) entstehen, aus 
dem von ihr entwickelten Personalbemessungssystem und den für die 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen errechneten Personalkosten- und 
Arbeitsplatzkosten- Sätzen ab. Danach errechnet die Bundesanstalt für 
Arbeit für die beiden Haushaltsjahre 1983/84 zusammen einen Betrag 
von 99 Millionen DM an Verwaltungskosten. Das sind rund 5 v. H. der in 
beiden Jahren ausgezahlten Leistungen der Produktiven Winterbauför- 
derung in Höhe von rund 1,9 Milliarden DM. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


44. Abgeordneter 

Becker 

(Nienberge) 

(SPD) 


Wie erklärt die Bundesregierung die Vorschläge 
des Bundesministers der Verteidigung zur soge- 
nannten Flurbeseitigung eines Beförderungs- 
staus bestimmter Offizierskategorien mittels fi- 
nanzieller Abfindung und die Tatsache, daß in 
anderen Verwaltungen, wo ähnliche Besol- 
dungs- und Beförderungsstrukturen herrschen, 
derartige Vorschläge nicht vorgesehen sind? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 9. April 

Die Bundesregierung hat in der Begründung zum Entwurf eines Gesetzes 
zur Verbesserung der Personalstruktur in den Streitkräften (PersStruktG 
- Streitkräfte) (Drucksache 10/2887, S. 4) ausgeführt: 

„1. Die Bundeswehr ist seit ihrer Aufbauphase mit dem Problem der 
Verzerrungen in ihrer Personalstruktur belastet. Die Verzerrungen 
ergaben sich bei der personellen Bedarfsdeckung aus einem Fehl an 
Bewerbern aus den älteren Geburtsjahrgängen bis 1934, das unum- 
gänglich durch erhöhte Einstellungsquoten aus den Geburtsjahrgän- 
gen 1935 bis 1944 ausgeglichen werden mußte. Bei der starken 
Überbesetzung dieser Geburtsjahrgänge handelt es sich daher um 
ein streitkräftespezifisches und auf die Truppenoffiziere beschränk- 
tes Personalstrukturproblem, für das es Parallelen in anderen Berei- 
chen des öffentlichen Dienstes nicht gibt. 

2. Folge dieser Strukturverzerrungen ist bei den Berufsoffizieren des 
Truppendienstes eine seit Beginn der 80er Jahre unter dem Struktur- 
Soll liegende und stark abnehmende Quote der jährlichen Verset- 
zungen in den Ruhestand. Im Jahr 1986 werden - bei einem Struk- 
tur-Soll von 484 - lediglich 122 Berufsoffiziere des Truppendienstes 
in den Ruhestand versetzt. Eine strukturgerechte Zurruhesetzungs- 
quote wird erst wieder im Jahr 1992 erreicht. Danach steigt die 
Quote bis zur Mitte der 90er Jahre so stark an, daß ein kräftiger 
Verwendungssog entsteht. Dies ist unerwünscht, weil dem Sog wie- 
derum ein Stau nachfolgen würde. 

3. Durch die fehlenden Versetzungen in den Ruhestand werden die im 
Hinblick auf die Erhaltung des hohen Ausbüdungsstandes und der 
Einsatzbereitschaft der Streitkräfte notwendigen Verwendungs- 
wechsel zunehmend eingeschränkt. Dies belastet insbesondere die 
einsatzwichtigen Funktionen »Kompaniechef und »Bataillonskom- 
mandeur'. 

4. Zur Wiedergewinnung der für die Erhaltung der Einsatzbereitschaft 
der Streitkräfte unbedingt erforderlichen Verwendungsflüsse kann 
den Strukturverzerrungen bei den Berufsoffizieren des Truppen- 
dienstes sachgerecht nur durch zusätzliche Versetzungen in den 
Ruhestand im Rahmen einer einmaligen zeitlich befristeten Rege- 
lung begegnet werden, die eine abschließende Lösung des Problems 
dar st eilt. 

5. Eine Quote von insgesamt 1 500 vorzeitigen Versetzungen in den 
Ruhestand in den Jahren 1986 bis 1991 reicht aus, um in diesen 
Jahren annähernd das Struktur-Soll zu erreichen. Auf die einzelnen 
Jahre des Geltungszeitraums sollen folgende Teilquoten entfallen: 


1986 

— 350 

1989 — 

250 

1987 

— 300 

1990 — 

200 

1988 

— 300 

1991 — 

100 
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6. Diese Quoten könnten nur erreicht werden, wenn die versorgungs- 
rechtliche Ausgestaltung so attratktiv ist, daß genügend Berufsoffi- 
ziere des Truppendienstes ihre vorzeitige Versetzung in den Ruhe- 
stand beantragen. Hierzu sollen ihnen ein je nach dem Lebensalter 
beim Eintritt in den Ruhestand abgestufter Zuschlag zum erdienten 
Ruhegehaltssatz und ein entsprechend abgestufter einmaliger Aus- 
gleich gewährt werden. Die vorgesehenen Regelungen tragen dem 
Rechnung. 

7. Bei voller Ausschöpfung der Höchstquote werden in den Jahren 1986 
bis 1991 bis zu ca. 6 000 zusätzliche Verwendungswechsel ermög- 
licht. Diese verhindern die drohende Überalterung in den einsatz- 
wichtigen Funktionen (Zugführer, Kompaniechefs und Bataillons- 
kommandeure). Sie sichern zudem für Offiziere auf Zeit mit akade- 
mischer Ausbüdung die Möglichkeit, den Dienstgrad Hauptmann zu 
erreichen. Dies ist zur Erhaltung der Attraktivität der Dienstleistung 
als Offizier auf Zeit dringend erforderlich und hat im Hinblick auf die 
qualitativen Bedarfsdeckungsprobleme der 90er Jahre besondere 
Bedeutung. Die szusätzlichen Verwendungswechsel schaffen 
schließlich die Grundlage dafür, daß auch in den kommenden Jahren 
strukturgerechte Einstellungen von Offizieranwärtern erfolgen 
können. " 


45. Abgeordneter 
Berger 
(CDU/CSU) 


Sind Presseberichte zutreffend, nach denen Bun- 
deswehrreservisten bei Wehrübungen sozial - 
und arbeitsrechtlich gegenüber nichtwehrüben- 
den vergleichbaren Personen steuerlich benach- 
teiligt werden? 


46. Abgeordneter 
Berger 
(CDU/CSU) 


Um welche Nachteüe handelt es sich gegebe- 
nenfalls im einzelnen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 9. April 

Reservisten sind bei Wehrübungen von länger als drei Tagen - Wehrü- 
bungen von weniger als drei Tagen können auf Grund der Rechtslage 
von der Fragestellung nicht erfaßt sein - im gleichen Umfang wie Grund- 
wehrdienstleistende in den Schutz des Arbeitsplatzschutzgesetzes, des 
Unterhaltssicherungsgesetzes, der Reichsversicherungsordnung sowie 
des Angestelltenversicherungsgesetzes und des Knappschaftsrentenge- 
setzes eingebunden und erleiden durch die Übungen keinerlei arbeits- 
rechtliche, sozialversicherungsrechtliche oder steuerliche Nachteüe. Ins- 
besondere besteht das Arbeitsverhältnis fort und kann während oder aus 
Anlaß der Wehrübung nicht gekündigt werden. 

Die Leistungen an die Sozialversicherung und zusätzliche Altersversor- 
gungseinrichtungen werden vom Bund übernommen, soweit die Wehrü- 
benden nicht dem öffentlichen Dienst angehören. Allerdings werden 
diese Leistungen an die Rentenversicherung vom Bund nur pauschal auf 
der Grundlage eines Durchschnittseinkommens geleistet, welches unter 
Umständen niedriger sein kann als der tatsächliche Arbeitsverdienst des 
Wehrübenden. 

Bei der späteren Rentenberechnung können sich hierbei Unterschiede zu 
vergleichbaren nichtwehrübenden Personen ergeben, die wegen ihrer 
Geringfügigkeit - es kann sich nur um Pfennig- Beträge handeln - aber 
außer Betracht bleiben können. 
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47. Abgeordneter Über welchen Landkreisen befinden sich die in 

Vogel der Antwort des Parlamentarischen Staatssekre- 

(DIE GRÜNEN) tärs Würzbach vom 5. November 1984 beschrie- 

benen „nicht oder nur wenig genutzte Lufträu- 
me ... im grenznahen Bereich zur südlichen und 
östlichen Landesgrenze", deren Nutzungsmög- 
lichkeiten als Tiefstfluggebiet derzeit vom Bun- 
desminister der Verteidigung überprüft werden? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 15. April 

Der von Ihnen angesprochene Bereich erstreckt sich entlang der Grenze 
etwa von Fehmarn nach Süden bis Passau und weiter in westlicher 
Richtung bis Lörrach. 

Grundsätzlich sind alle Landkreise betroffen, die in diesen Bereichen 
bzw. bis an die östliche oder südliche Grenze der Bundesrepublik 
Deutschland reichen. 

Inwieweit einzelne Teile dieses Luftraumes für eine Nutzung geeignet 
sind und tatsächlich genutzt werden, hängt von verschiedenen Faktoren 
ab und ist zur Zeit noch Gegenstand von Untersuchungen. 


48. Abgeordneter Nach welchen Kriterien erfolgt die Berufung der 

Vogel Ärzte in die Musterungsausschüsse bei den 

(DIE GRÜNEN) Kreiswehrersatzämtern? 


49. Abgeordneter In welcher Höhe erfolgt deren Vergütung? 

Vogel 

(DIE GRÜNEN) 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 15. April 

Die Ärzte des musterungsärztlichen Dienstes bei den Kreiswehrersatzäm- 
tern gehören den Musterungsausschüssen nicht an. Ungeachtet dessen 
können selbstverständlich auch solche Personen als benannte oder 
ehrenamtliche Beisitzer in die Musterungsausschüsse entsandt oder 
berufen werden, die in ihrem Hauptberuf Arzt sind. 

Die Kriterien für Beisitzer ergeben sich aus der Musterungsverordnung: 

Die benannten Beisitzer werden von der Landesregierung oder der von 
ihr bestimmten Stelle, das sind in der Regel die kreisfreien Städte und 
Landkreise, entsandt (§ 6 Musterungsverordnung - MustVO -). 

Die ehrenamtlichen Beisitzer werden für vier Kalenderjahre von den 
dafür bestimmten Beschlußorganen der kreisfreien Städte und Land- 
kreise gewählt und von den Kreiswehrersatzämtern zu ihrem Amt beru- 
fen (§ 4 MustVO). Die Reihenfolge ihrer Heranziehung wird von dem 
Kreiswehrersatzamt durch das Los bestimmt und in einer Liste festgelegt 
(§ 5 MustVO). 

Die Kreiswehrersatzämter haben auf die Bestimmung der benannten und 
die Wahl der ehrenamtlichen Beisitzer keinen Einfluß. 

Die benannten und ehrenamtlichen Beisitzer in den Musterungsaus- 
schüssen der Kreiswehrersatzämter werden nach dem Gesetz über die 
Entschädigung ehrenamtlicher Richter vom Bund entschädigt (§§ 5 und 6 
MustVO). Die Höhe der Entschädigung ist von den Gegebenheiten des 
jeweiligen Einzelf cilles abhängig. 
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Für die Ärzte des musterungsärztlichen Dienstes der Kreiswehrersatzäm- 
ter ist folgendes festzustellen: 

Die Einsatzbereitschaft der Bundeswehr hängt nicht zuletzt von einer 
sorgfältigen ärztlichen Untersuchung im Rahmen des Musterungsverfah- 
rens ab. Bei der Auswahl der Bewerber wird daher nach Eignung, 
Befähigung und fachlicher Leistung entschieden. Dabei kommt es für die 
Beurteüung der persönlichen und fachlichen Eignung wesentlich auf die 
Berufs- und Lebenserfahrung der Ärzte an. 

Bei Vorhegen der laufbahnrechtlichen Voraussetzungen werden die 
Ärzte in das Be amten Verhältnis übernommen. Die Besoldung richtet sich 
nach dem jeweils übertragenen Amt (BesGr A 13 BBesG oder höher). Die 
angestellten Ärzte werden je nach Erfüllung der Tarifmerkmale nach 
VergGr II a bzw. III BAT oder Ib BAT vergütet. 


50. Abgeordneter 

Heyenn 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung Zahlen darüber be- 
kannt, in welchem Umfang im letzten halben 
Jahr Überschallflüge deutscher oder alliierter 
Flugzeuge über Nordsee oder Ostsee - getrennt 
nach den beiden Gebieten- durchgeführt wor- 
den sind? 


51. Abgeordneter 

Heyenn 

(SPD) 


Liegen ähnliche Zahlen für den Bereich der Ost- 
see über Flugbewegungen des Warschauer Pak- 
tes vor? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 10. April 

Von der Luftwaffe werden nur die Über schallf lüge über der Nord- und 
Ostsee statistisch festgehalten, die von Luftverteidigungsstellungen der 
Luftwaffe geleitet werden. 

Danach sind im zweiten Halbjahr 1984 über der Nordsee 221, über der 
Ostsee fünf solche Überschallflüge durchgeführt worden. Die Flüge 
erfolgten in über 6 000 Meter (NN) Höhe. 

Überschallflüge von anderen Luftstreitkräften über den außerhalb des 
Hoheitsgebietes der Bundesrepublik Deutschland hegenden Seegebieten 
werden statistisch nicht erfaßt. 


52. Abgeordneter 

Heyenn 

(SPD) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dar- 
über vor, daß politische Veränderungen -bei- 
spiels in Polen - zu einer Zunahme von Über- 
schallflügen durch alliierte oder deutsche Flug- 
zeuge über Nord- und Ostsee geführt haben? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 10. April 

Politische Veränderungen hatten keinen Einfluß auf den Umfang der 
Überschallflüge von Luftfahrzeugen der NATO über der Nord- und 
Ostsee. 


53. Abgeordneter 
Berger 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, nicht nur wie in 
der schriftlichen Antwort auf meine Frage in der 
Fragestunde vom 27728. März 1985 angedeutet, 
zu prüfen, wie durch einzelorganisatorische 
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Maßnahmen die Dienstzeitbelastung der Solda- 
ten reduziert werden kann, sondern auch darauf 
hinzuwirken, daß die militärische Führung sol- 
che Maßnahmen wirklich trifft? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 16. April 

Natürlich ist die Bundesregierung dazu bereit, ja sie praktiziert dies heute 
und seit geraumer Zeit. 

Wegen sehr unterschiedlicher Organisations- und Ausbildungsformen in 
den verschiedenen Bereichen der Bundeswehr soll und kann keine sche- 
matische Vorgabe für alle befohlen werden. 

Besonders durch bewegliche und einfallsreiche Handhabung der Dienst- 
plangestaltung durch die militärischen Führer auf allen Ebenen einerseits 
und immer wieder erfolgende Überprüfung der Ausbildungsanforderun- 
gen andererseits wird eine Reduzierung der starken Zeitbelastung unse- 
rer Soldaten erreicht. 


54. Abgeordneter 

Vogt 

(Kaiserslautern) 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Abmessungen haben Hoheitszeichen 
und Kennummern von Bundeswehrhubschrau- 
bern? 


55. Abgeordneter 

Vogt 

(Kaiserslautern) 

(DIE GRÜNEN) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß für 
ein normales menschliches Auge Hoheitszeichen 
und Kennummem bei tief fliegenden Hub- 
schraubern nicht lesbar sind? 


56. Abgeordneter Wenn ja, steht dies im Einklang mit der Genfer 

Vogt Konvention? 

(Kaiserslautern) 

(DIE GRÜNEN) 


57. Abgeordneter Liegen eventuell weitere Rechtsverstöße vor? 

Vogt 

(Kaiserslautern) 

(DIE GRÜNEN) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 16. April 

Die Kennzeichen auf Hubschraubern der Bundeswehr sind unterschied- 
lich groß. Die Mindestgrößen betragen in Übereinstimmung mit den 
gesetzlichen Bestimmungen für das schwarze Kreuz 30 Zentimeter, für 
die zugehörigen Kennzeichen 20 Zentimeter. 

Die Ablesbarkeit der Kennzeichen ist stark von der Fluglage und der 
Fluggeschwindigkeit des Hubschraubers abhängig. Sie ist aber generell 
für ein normales menschliches Auge bei tieffliegenden Hubschraubern 
gegeben. 

Die Genfer Konventionen sagen hinsichtlich Abmessungen von Hoheits- 
zeichen und Kennummern auf militärischen Luftfahrzeugen nichts aus. 
Sie fordern lediglich auf Sanitätsluftfahrzeugen neben den Landesfarben 
deutlich sichtbare Rotkreuz- oder Schutzzeichen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit 


58. Abgeordneter 
Werner 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung Berechnungen von 
Sachkundigen in Sozialämtern für zutreffend, 
daß die ab 1. Juli 1985 zu erwartenden Anhe- 
bungen der Regelsätze bei der laufenden Hilfe 
zum Lebensunterhalt nach dem Bundessozialhil- 
fegesetz um 6 v. H. bis 7 v. H. (siehe Protokoll 
der 549. Sitzung des Bundesrates, Seite 153) zu- 
sammen mit den ab 1. Juli 1986 fälligen weiteren 
Anpassungen der Regelsätze insbesondere bei 
Mehrkinderfamüien zu einer Steigerung des ver- 
fügbaren Einkommens führen, die höher sein 
kann als die Entlastung, die Arbeitnehmer mit 
einem geringfügig unter dem Einkommens- 
durchschnitt liegenden Einkommen aus den 
Verbesserungen des Familienlastenausgleichs 
und Wohngeldes ab 1986 sowie aus den zu er- 
wartenden Nettolohnerhöhungen erfahren? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 12. April 

Die Bundesregierung hält solche Berechnungen für unzutreffend. 


59. Abgeordneter 
Werner 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung die familienpolitisch 
gefährliche Entwicklung, daß bei weiteren Ar- 
beitszeitverkürzungen und/oder zusätzlichen 
Vorruhestandsregelungen prozentual die Zahl 
der Familien mit mehreren Kindern zunehmen 
wird, die trotz Vollerwerbstätigkeit des Ernäh- 
rers ergänzende Sozialhüfe in Anspruch nehmen 
können? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 12. April 

Es ist nicht zu erwarten, daß tarifliche Arbeitszeitverkürzungen oder 
Vorruhestandsvereinbarungen zu der in der Frage für möglich gehalte- 
nen Entwicklung führen. 


60. Abgeordneter 
Werner 
(CDU/CSU) 


Sieht sich die Bundesregierung zu einer Prüfung 
veranlaßt, ob die vorgesehenen Verbesserungen 
der Sozialhilfeleistungen nicht Änderungen bei 
den Entwürfen des Steuersenkungsgesetzes und 
des Elften Änderungsgesetzes zum Bundeskin- 
dergeldgesetz im Sinne einer stärkeren Entla- 
stung der Mehrkinderfamilien notwendig ma- 
chen, um die Abhängigkeit von Familien mit 
einem Ernährer von Sozialhilfe einzudämmen? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 12. April 

Die vorgesehenen Verbesserungen in der Sozialhilfe führen nicht dazu, 
daß sich die Zahl der Familien mit mehreren Kindern erhöht, die Sozial- 
hüfe in Anspruch nehmen können. Vielmehr wird sich die Zahl dieser 
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Familien durch die Neugestaltung und Verbesserung des Familienlasten- 
ausgleichs, die zum 1. Januar 1986 in Kraft tritt, insbesondere durch den 
neuen Zuschlag zum Kindergeld, vermindern. Deshalb sieht die Bundes- 
regierung keinen Anlaß, die Entwürfe zum Steuersenkungsgesetz und 
zum Elften Änderungsgesetz zum Bundeskindergeldgesetz zu über- 


Schließt sich die Bundesregierung der Auffas- 
sung an, daß es knapp durchschnittlich verdie- 
nenden Ernährern von Familien schwer zuzumu- 
ten ist, mögliche Sozialhilfeleistungen zu bean- 
spruchen, wenn sie befürchten müssen, daß ver- 
wandte ersten Grades mit höherem Einkommen 
durch das Sozialamt zur Kostenerstattung heran- 
gezogen werden könnten? 

Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 12. April 

Auch nach Anhebung der Regelsätze wird ein knapp durchschnittliches 
Erwerbseinkommen ausreichen, daß Familien eindeutig oberhalb der 
Grenze liegen, bis zu der Ansprüche auf Hilfe zum Lebensunterhalt 
gegeben sind. Deshalb stellt sich die Frage nach der Heranziehung von 
Verwandten nicht. 


prüfen. 


61. Abgeordneter 
Werner 
(CDU/CSU) 


62. Abgeordnete 

Frau 

Männle 

(CDU/CSU) 


63. Abgeordnete 

Frau 

Männle 

(CDU/CSU) 


64. Abgeordnete 

Frau 
Männle 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 16. April 

„Gruppen zur Geburtsvorbereitung" führen Kurse für schwangere 
Frauen durch. Dabei propagieren sie insbesondere eine „menschenge- 
mäße Geburt" (Geburt in der großen Gruppe oder daheim, möglichst 
nicht im Krankenhaus), setzen sich für eine „natürliche" Geburtshilfe ein 
und bieten im Rahmen einer umfassenden Geburts Vorbereitung vielfäl- 
tige Beratung und Unterstützung der Schwangeren bzw. beider Eltern- 
teile an. 

Soweit der Bundesregierung bekannt ist, werden in diesen Gruppen fast 
nur Laien tätig. In der Regel stehen in den Gruppen weder Hebammen 
noch Krankenschwestern noch Ärzte zur Verfügung. Vielmehr handelt es 
sich häufig um Sozialpädagogen, Psychologen oder um engagierte 
Frauen und Männer, die schwangeren Frauen helfen wollen. Letztere 
besitzen keine einschlägige Ausbildung; einige haben allenfalls an einer 


Wie beurteüt die Bundesregierung „Gruppen zur 
Geburts Vorbereitung" wie sie z. B. im Kulturla- 
den Nord e. V. in Nürnberg angeboten werden, 
insbesondere ist mit diesen Kursen der Tätig- 
keitsbereich der Hebammen tangiert? 

Wie steht es dann mit Ausbüdung und Qualifika- 
tion der Gruppenleiterinnen, sofern diese Kurse 
mit den Betreuungs- und Beratungsaufgaben der 
Hebammen nur annähernd vergleichbar sind? 


Ist es zutreffend, daß die Krankenkassen Kosten 
für diese Art der Geburts Vorbereitung überneh- 
men bzw. ist eine derartige Übernahme geplant? 
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„Ausbildung“ teilgenommen, wie sie z. B. von der „Gesellschaft für 
Geburtsvorbereitung e. V." angeboten wird (vgl. Schreiben des Bundes 
Deutscher Hebammen an die Mitglieder des Bundestagsausschusses für 
Jugend, Familie und Gesundheit vom 11. März 1985). 

Da Schwangerenberatung und -betreuung zum Aufgabenbereich der 
Hebammen gehören, ist mit den Kursen dieser Gruppen der Tätigkeits- 
bereich der Hebammen berührt. Die Kurse müssen sich in dem Rahmen 
halten, der durch die einschlägigen Berufsgesetze gezogen ist. Sie dürfen 
keine Tätigkeiten enthalten, die als Ausübung der Heilkunde im Sinne 
des Heilpraktikergesetzes anzusehen oder dem Bereich der vorbehalte- 
nen Tätigkeiten nach § 4 Hebammengesetz zuzurechnen sind. Um Risi- 
ken einer Schwangerschaft, die von Laien nicht oder zumindest nicht 
rechtzeitig erkannt werden können, möglichst auszuschließen, erscheint 
es gerade neben der Teilnahme an solchen Kursen geboten, daß die 
Schwangere die von Ärzten durchzuführenden Vorsorgeuntersuchungen 
vornehmen läßt und sich der fachkundigen Betreuung durch eine 
Hebamme oder einen Entbindungspfleger versichert. Der Wert von 
„Gruppen zur Geburtsvorbereitung“ hängt wesentlich davon ab, inwie- 
weit mit Ärzten und Hebammen zusammengearbeitet wird. 

Soweit in den Gruppen Angehörige der Heü- und Heilhüfsberufe tätig 
sind, findet eine Überwachung durch die Gesundheitsämter statt. Ob eine 
Überwachung der anderen dort tätigen Personen und der Tätigkeit dieser 
Gruppen insgesamt durch die Gesundheitsämter oder sonst zuständige 
Landesbehörden erfolgt bzw. ob eine solche Überwachung möglich und 
notwendig wäre, ist wegen der Zuständigkeiten im Bereich des Gesund- 
heitswesens in erster Linie von den Ländern zu klären. 

Die in der gesetzlichen Krankenversicherung Versicherten haben wäh- 
rend der Schwangerschaft und nach der Entbindung Anspruch auf ärztli- 
che Betreuung und Hebammenhüfe. Demgemäß können Maßnahmen 
zur Geburtsvorbereitung von den Krankenkassen bezahlt werden, wenn 
sie ärztlich verordnet werden. Eine Änderung der Rechtslage ist nicht 
beabsichtigt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


65. Abgeordneter 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 
Deutsche Bundesbahn plant, den Personen- 
Schienenverkehr auf der Strecke Wasserburg — 
Ebersberg in naher Zukunft einzustellen, und 
welche Gründe haben zu diesem Entschluß ge- 
führt? 


66. Abgeordneter 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


Entspricht es den Tatsachen, daß die Deutsche 
Bundesbahn gegenwärtig auf besagter Strecke 
einen aufwendigen Modellversuch mit Omni- 
bussen gestartet hat, um von der Attraktivität des 
Schienenersatzverkehrs zu überzeugen, und ist 
geplant, nach Einstellung des Schienenverkehrs 
die Zahl der verkehrenden Omnibussen dra- 
stisch zu reduzieren? 


Antwort des Bundesministers Dr. Dollinger 
vom 11. April 

Die Bundesbahndirektion München hat in einem Modellversuch zur 
Ermittlung des Kundenbedarfs seit Sommer 1984 eine nachfragege- 
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rechte Busbedienung im Bereich Wasserburg — Ebersberg bei gleichzei- 
tig unverändertem Schienenverkehrsangebot eingerichtet. Der Versuch 
führte dazu, daß sich die Nachfrage wesentlich auf das Busangebot 
verlagerte. 

Die Deutsche Bundesbahn wird deshalb in absehbarer Zeit die Frage der 
bedarfsgerechten Bedienung durch Schiene und/oder Bus in einem Ver- 
fahren nach dem Bundesbahngesetz zur Diskussion stellen. 

Der Umfang des Busangebotes orientiert sich an der Nachfrage-, bleibt sie 
gleich, ist nicht mit einer Reduzierung zu rechnen. 


67. Abgeordneter 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß bei den geplanten Tariferhöhungen im Be- 
reich des Münchner Verkehr sverbunds die Fahr- 
preise auf dem flachen Land wesentlich stärker 
angehoben werden sollen als im Stadtgebiet? 


Antwort des Bundesministers Dr. Dollinger 
vom 11. April 

Die von Ihnen angesprochene Fahrpreisgestaltung ist Gegenstand einer 
„ Paket-Lösung ", die der Aufsichtsrat der MW-GmbH am 11. Februar 
1985 wie folgt beschlossen hat: 

- Mit dem geplanten S-Bahn-Ausbau, der im wesentlichen der Region 
zugute kommt, geht auch eine notwendige Verbesserung der Bahn- 
stromversorgung einher. Mit den Bauarbeiten soll im Mai 1985 begon- 
nen werden. 

- Der Bund übernimmt 60 v. H. der Baukosten, der Freistaat beteiligt 
sich mit 40 v. H. an den Baukosten und übernimmt zusätzlich 7 v. H. 
der für die Deutsche Bundesbahn (DB) entstehenden Planungskosten. 

- Die Landeshauptstadt München überläßt der DB aus den gemeinsam 
erzielten Fahrgeldeinnahmen einen höheren Einnahmeanteil als 
bisher. 

- Die Region wird über die in 1986 wirksamwerdende Fahrpreiserhö- 
hung stärker als der Stadtbereich belastet, da ihr auch die Vorteile der 
„Paket-Lösung“ in stärkerem Maße zugute kommen. 

Die Bundesregierung sieht in dieser „Paket-Lösung“ einen insgesamt 
ausgewogenen Schritt, der das weitere Engagement der DB im Ballungs- 
raum München sowie die vorgesehenen Verbesserungsmaßnahmen 
rechtfertigt. 


68. Abgeordneter 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


Wie beurteüt die Bundesregierung die Möglich- 
keit, den Münchner Verkehrsverbund über den 
bisherigen Bereich auszudehnen und die Städte 
Wasserburg und Mühldorf/Inn einzubeziehen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Dollinger 
vom 11. April 

Die verkehrlichen, strukturellen und wirtschaftlichen Gegebenheiten 
und Erfordernisse im MVV-Bereich sprechen nach Auffassung der Bun- 
desregierung nicht für eine räumliche Ausweitung. Ihr sind auch keine 
dahin zielenden Bestrebungen der MW-GmbH oder Dritter bekannt. 
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69. Abgeordneter Wie sehen die Planungen der Bundesregierung 

Dr. Holtz in bezug auf die A 44 für die Strecke zwischen 

(SPD) dem bereits fertiggestellten Teilstück in Velbert 

und dem Anschluß an die A 3 aus f und wann 
wird darüber eine Entscheidung fallen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 17. April 

Die Projektbewertung im Rahmen der Bedarfsplanfortschreibung 1985 
hat für die A 44 zwischen Ratingen (A 3) und Velbert (B 227) wie auch für 
den östlich anschließenden Abschnitt Essen — Bochum insgesamt zu 
einem positiven Ergebnis geführt. Bei dem begrenzten Finanzvolumen ist 
jedoch die Aufnahme des Projektes in die neue Stufe „vordringlicher 
Bedarf" noch nicht gesichert. Die Beurteüung der Maßnahme hängt auch 
von den noch ausstehenden Abstimmungsgesprächen mit dem Land 
Nordrhein-Westfalen ab. Die abschließende Entscheidung über die künf- 
tige Einstufung der Maßnahme trifft das Parlament voraussichtlich im 
Herbst 1985. 


70. Abgeordneter Wie ist der Stand der Planung und Einleitung 

Reschke des Planfeststellungsverfahrens bezogen auf 

(SPD) die A 52 - Abschnitt Essen — Huttrop — Frillen- 

dorf — Altenessen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 17. April 

Nach Mitteilung der Straßenbauverwaltung des Landes Nordrhein-West- 
falen stehen die Entwurfsarbeiten für die A 52 in Essen vor dem 
Abschluß. Die Bemühungen sind darauf gerichtet, noch im Jahr 1985 das 
Planfeststellungsverfahren einzuleiten. 


71. Abgeordneter Welche städtebauliche Lösung sieht der Ab- 

Reschke schnitt Essen — Altenessen des Neubaus der 

(SPD) A 52 vor, insbesondere bezogen auf Untertunne- 

lung des Stadtteüs und spätere Bauweise der 
Tunnellage, und wie lauten die Begründungen 
des Bundesministers für Verkehr dazu? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 17. April 

Das Bundes ministerium für Verkehr ist gemeinsam mit dem für die 
Planung zuständigen Land Nordrhein-Westfalen um eine städtebaulich 
befriedigende Lösung für die A 52 in Essen bemüht, die zugleich finan- 
zierbar bleibt. So ist für Teübereiche von Essen-Altenessen eine Tunnel- 
führung vorgesehen. Einzelheiten der technischen Gestaltung und der 
Baudurchführung werden z. Z. von der Straßenbauverwaltung erarbeitet. 
Dem Bundesministerium für Verkehr hegen hierüber noch keine Unterla- 
gen vor. 

72. Abgeordneter Welche Festlegung hat die Bundesregierung 

Reschke zum Entwurf des neuen Bundesverkehrswege- - 

(SPD) bedarfsplans 1985 bis 1990 zum Ausbau der A 44 

getroffen, und welche Meinung vertritt die Lan- 
desregierung Nordrhein- Westfalen dazu bezo- 
gen auf die Abschnitte Ratingen — Velbert und 
Velbert — Bochum? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 17. April 

Die Projektbewertung im Rahmen der Bedarfsplanfortschreibung 1985 
hat für die geplante A 44 zwischen Ratin gen (A 3) und Velbert (B 227) wie 
auch für den Östlich anschließenden Abschnitt Essen — Bochum insge- 
samt zu einem positiven Ergebnis geführt. Bei dem begrenzten Finanzvo- 
lumen ist jedoch die Aufnahme des Projektes in die neue Stufe „vordring- 
licher Bedarf" noch nicht gesichert. Die Beurteilung der Maßnahme 
hängt auch von den noch ausstehenden Abstimmungsgesprächen mit 
dem Land Nordrhein-Westfalen ab, dessen Auffassung zu den vorliegen- 
den Ergebnissen noch nicht bekannt ist. Die abschließende Entscheidung 
über die künftige Einstufung der Maßnahme trifft das Parlament voraus- 
sichtlich im Herbst 1985. 


73. Abgeordneter Was hat die Verkehrsuntersuchung ergeben, die 

Reschke vorgenommen worden ist für den eventuellen 

(SPD) Netzanschluß der Autobahnen B 224 n Wupper- 

tal — Velbert und A 44 Ratingen — Velbert 
im Hinblick auf die Weiterführung des Verkehrs- 
aufkommens über vorhandene Land-, Bundes- 
und Gemeindestraßen Richtung Norden und 
Osten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 17. April 

Die Verkehrsuntersuchung ist noch nicht abgeschlossen. Mit der Vor- 
lage der Ergebnisse wird vor der Sommerpause gerechnet. 

Ist die Bundesregierung zwischenzeitlich über 
die regionalwirtschaftliche Bedeutung einer lei- 
stungsfähigen Fernstraßenverbindung Olpe — 
Bad Hersfeld, wie sie in einem erstellten Gut- 
achten von Professor Aberle der Universität Göt- 
tingen fertiggestellt wurde, unterrichtet worden, 
und welche Schlüsse zieht sie daraus? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 17. April 

Das Gutachten von Professor Aberle, Göttingen, über die regionalwirt- 
schaftliche und raumordnerische Bedeutung der A 4 (Olpe — Bad Hers- 
feld) ist der Bundesregierung bekannt. Es ist eine wertvolle Entschei- 
dungshüfe für diese Verkehrsbeziehung. 

Für eine endgültige Entscheidung zur A 4 bzw. Alternativplanungen 
(Ausbau des vorhandenen Straßennetzes) sind die Ergebnisse des Gut- 
achtens jedoch nicht ausreichend. 

Der Bundesminister für Verkehr hat für die derzeit laufende Überprüfung 
des Bedarfsplans für die Bundesfernstraßen im Rahmen der Bundesver- 
kehrswegeplanung weitere Untersuchungen für die Verbindung Olpe — 
Bad Hersfeld, insbesondere zur ökologischen Risikoeinschätzung in Auf- 
trag gegeben. 

Unter Berücksichtigung aller planungsrelevanten Kriterien (Verkehr, 
Raumordnung, Regionalwirtschaft, Ökologie, Sicherheit u. a.) wird der 
Bundesminister für Verkehr nach Abstimmung mit den Ländern Hessen 
und Nordrhein-Westfalen dem Deutschen Bundestag einen Vorschlag für 
die Verkehrsbeziehung Olpe — Bad Hersfeld zur parlamentarischen Ent- 
scheidung vorlegen. 


74. Abgeordneter 
Jagoda 
(CDU/CSU) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 

75. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß Schäden an privaten (oder 

Dolata öffentlichen) Telefonen oder Telefonleitungen 

(CDU/CSU) nicht umgehend durch Fernmeldetechniker der 

Deutschen Bundespost repariert werden - sofern 
sie zum Ende der Woche bzw. an Sonn- und 
Feiertagen auftreten und gemeldet werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 17. April 

Die Deutsche Bundespost (DBP) ist bemüht, im öffentlichen Fernmelde- 
netz auftretende Störungen durch geeignete Maßnahmen gering zu hal- 
ten und beim Eintreten von unvermeidlichen Störungen diese möglichst 
schnell und wirksam zu beheben. Sie kann bei den hierauf ausgerichte- 
ten Reparaturkonzepten aus wirtschaftlichen Erwägungen den Kosten- 
Nutzen-Aspekt nicht außer acht lassen. So sind unverzügliche Reparatur- 
arbeiten immer dann geboten, wenn der Fernmeldeverkehr insgesamt in 
erheblichem Umfang betroffen ist (Massenstörungen) oder wenn andern- 
falls mit einer erheblichen Schadensausweitung zu rechnen ist. Bei Ein- 
zelstörungen, z. B. in Vermittlungsstellen oder bei Telefonanschlüssen, 
wird die Fehlerbeseitigung dagegen vermehrt auf die Interessenlage der 
betroffenen Benutzer und dem Kostenaufwand abgestellt. Für solche 
Störungsfälle ist es deshalb auf Wunsch der Mehrzahl der Teilnehmer 
erforderlich, daß die notwendigen Reparaturen weitgehend auf die werk- 
täglichen Hauptbearbeitungszeiten der Betriebsstellen begrenzt bleiben, 
die sich im übrigen an den im allgemeinen Wirtschaftsleben üblichen 
Geschäftszeiten orientieren. 

Dem Telefonkunden bleibt es aber unbenommen, auch Entstörungslei- 
stungen außerhalb der Dienstzeit ausführen zu lassen. Die DBP beteüigt 
dann den Betroffenen an den hierdurch entstehenden Mehrkosten mit 
einer pauschalen Gebühr in Höhe von 40 DM. Unter bestimmten Voraus- 
setzungen entfällt diese Gebühr, zum Beispiel bei Sozialanschlüssen, bei 
Nichterfolg der Entstörungsmaßnahme und natürlich bei der Behebung 
eigener Arbeitsfehler. Die Inanspruchnahme dieser Entstörungsleistung 
unterliegt der Entscheidungsfreiheit des einzelnen Telefonkunden. Diese 
Regelung kommt einem großen Kundenkreis entgegen, der seine Ein- 
richtung nicht kurzfristig, wohl aber kostengünstig entstört haben will. 

Anzumerken ist, daß derzeit jährlich etwa 50000 Arbeitseinsätze außer- 
halb der täglichen Dienszeit ausgeführt werden bei ca. insgesamt 9 Mü- 
lionen Störungsmeldungen über Telefonanschlüsse. Dabei werden 
70 v. H. aller Störungen noch am Tage der Meldung selbst oder zu einem 
vereinbarten Termin, ca. 90 v. H. innerhalb von zwei Tagen erledigt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 

76. Abgeordneter Welche Konzeption verfolgt die Bundesregie- 

Dr. Nobel rung hinsichtlich der Öffnung des Petersberges 

(SPD) für Touristen und für die einheimische Bevölke- 

rung; soll die Umgebung des Gästehauses der 
Bundesregierung für den heimischen Fremden- 
verkehr zugänglich gemacht werden, oder soll es 
eine von der Umgebung eher abgeschirmte 
Staatsherberge für ausländische Staatsgäste 
geben? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 17. April 

Angesichts der besonderen Lage und Bedeutung des Petersbergs inner- 
halb des Naturschutzgebietes Siebengebirge hat die Bundesregierung 
die berechtigten Interessen der Bevölkerung von Anfang an in ihre 
Überlegungen zur Einrichtung eines Gästehauses des Bundes einbezo- 
gen. Die Konzeption der Bundesregierung sieht vor: 

Der Petersberg soll auch künftig als Naherholungsgebiet der Öffentlich- 
keit zugänglich bleiben. 

Neben der Herrichtung und Unterhaltung der Zufahrtsstraße, der Bitt- 
und Wanderwege ist u. a. auch die Einrichtung eines öffentlichen Restau- 
rants im Komplex des Gästehauses vorgesehen. 

Die notwendigen Vorkehrungen für die Sicherheit der Gäste werden 
jeweüs nach dem Gefährdungsgrad festgelet und auf den unbedingt 
notwendigen Umfang beschränkt. 


77. Abgeordneter Werden durch Sicherheitsvorkehrungen die 

Dr. Nobel Plattform des Petersberges und auch große Teile 

(SPD) des Berges selbst für Wanderer gesperrt werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 17. April 

Nach der von der Bundesregierung entwickelten Gesamtkonzeption ist 
das Bergplateau mit Ausnahme der nur selten notwendigen höchsten 
Sicherheitsstufe immer frei zugänglich. Dies gilt auch für das geplante 
Öffentliche Restaurant. 

78. Abgeordneter Wird bei der Errichtung von Sicherheitsvorkeh- 

Dr. Nobel rungen auch der Umweltschutz berücksichtigt, 

(SPD) d. h. der Waldbestand geschont? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 17. April 

Die Frage wird mit „ja" beantwortet. Der vorhandene Waldbestand ist 
wesentlicher Bestandteil der gestalterischen Gesamtkonzeption. 


79. Abgeordneter Inwieweit wird die heimische Wirtschaft, insbe- 

Dr. Nobel sondere das Baugewerbe, bei der Erstellung des 

(SPD) Gästehauses und seiner Umgebung mit einbe- 

zogen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 17. April 


Die im Zuge der Herrichtung des Gästehauses anstehenden Arbeiten 
werden fast ausnahmslos Öffentlich ausgeschrieben werden. 

Auf die Ausschreibungen wird im Bundesausschreibungsblatt rechtzeitig 
hingewiesen, so daß alle interessierten Firmen die Möglickeit haben, sich 
am Wettbewerb zu beteiligen. 


80. Abgeordneter 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Welche Bundesbehörden sind, nach Jahren ge- 
gliedert seit 1970, aus den Landkreisen Nord- 
friesland, Dithmarschen und Schleswig-Flens- 
burg abgezogen worden, und welche Verände- 
rungen der Arbeitsplätze haben sich aus den 
Entscheidungen ergeben? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 17. April 

Angaben über die Beschäftigung im öffentlichen Dienst werden jährlich 
zum Stichtag 30. Juni für das Bundesgebiet im Rahmen der Personal- 
standstatitik auf der Grundlage des Gesetzes über die Finanzstatistik vom 
12. Juli 1973 (BGBl. I S. 773) erhoben. Zum Personal des Bundes zählen 
die Beschäftigten der Bundesbehörden einschließlich Bundesgerichte, 
der rechtlich unselbständigen Wirtschaftsunternehmen, der Deutschen 
Bundesbahn und Deutschen Bundespost sowie der Sozialversicherungs- 
träger unter Bundesaufsicht und der Bundesanstalt für Arbeit. Im Bereich 
der Bundeswehr werden nur die dort tätigen Zivilbediensteten erfaßt. 

Eine Aufbereitung der Ergebnisse für Landkreise und kreisfreie Städte 
erfolgt allerdings nur in unregelmäßigen Zeitabständen. Nach Angaben 
des Statistischen Bundesamtes ergibt sich seit der ersten regionalen 
Erhebung im Jahr 1972 für die Kreise Nordfriesland, Dithmarschen und 
Schleswig-Flensburg folgende Entwicklung der Beschäftigten im Bun- 
desdienst: 


Kreis 

Vollbeschäftigte im Bundesdienst 
1972 1974 1978 1980 1983 
(jeweils 30. Juni) 

Veränderung der 
Zahl der Be- 
schäftigten von 
1972 bis 1983 

absolut 

in v. H. 

1. Nordfriesland 

5 507 5 992 5 760 5 792 5 770 

4- 263 

4 4,8 

2. Dithmarschen 

3 264 3092 2705 3079 2 870 

- 394 

- 12,1 

3. Schleswig- 




Flensburg 

4 305 4 095 3897 3 820 3 860 

- 445 

- 10,3 


Die Übersicht macht deutlich, daß die Zahl der Beschäftigten des Bundes 
im Zeitraum von 1972 bis 1983 in den Kreisen Dithmarschen 
(- 12,1 v. H.) und Schleswig-Flensburg (- 10,3 v. H.) abgenommen hat. 

Von 1980 bis 1983 ist dagegen nur noch im Kreis Dithmarschen 
(- 6,8v. H.) ein bedeutsamer Beschäftigtenrückgang nachzuweisen. 
Dieser Beschäftigtenrückgang ist vornehmlich auf die Übertragung von 
wasserwirtschaftlichen Aufgaben des Bundes auf das Land Schleswig- 
Holstein zurückzuführen. Es wurde kein Personal entlassen. 

Welche Bundesbehörden und -einrichtungen im einzelnen von 1972 bis 
1983 ihr Personal verringert haben und welche Dienststellen aufgelöst 
wurden, wird von der Personalstandstatistik nicht erfaßt. Diese Angaben 
könnten nur auf Grund einer besonderen Erhebung ermittelt werden. 


81. Abgeordneter 
Carstensen 
(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, welche sonsti- 
gen Dienststellen, Ämter und öffentliche Institu- 
tionen seit 1970 abgezogen worden sind, und 
welche Folgerungen sich daraus für den Arbeits- 
markt ergeben haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 17. April 

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Informationen vor. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 


82. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über 

Dr. Sperling die Möglichkeiten vor, Bauschutt und Bauabfälle 

(SPD) umweltfreundlich und wirtschaftlich wieder zu 

verwenden, und wie beurteilt die Bundesregie- 
rung diese Möglichkeiten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 18. April 

Zu allen Zeiten, seit es Menschen auf der Erde gibt, war das Recycling 
von Baustoffen und Bauteilen gängige Praxis. 

Bauschutt und Bauabfälle haben eine sehr inhomogene Zusammenset- 
zung. Die Recyclingquoten einiger Bestandteile sind bereits heute sehr 
hoch. So werden Stahl und Holz in beachtlichem Ausmaß wieder- und 
weiterverwendet. Auch Aufbrüchmaterial aus dem Straßenbau verzeich- 
net stetig wachsende Recyclingquoten. Noch am Anfang stehen Wieder- 
und Weiterverwendung von Abbruchmaterial aus Beton und Mauerwerk. 
In neuester Zeit sind aber auch hier Fortschritte zu beobachten. Dies 
vollzieht sich alles ohne gesetzlichen Zwang oder Zahlung von Subven- 
tionen. 

Voraussetzung sind: 

1. Die kontinuierliche Versorgung; 

2. Der Recyclingbaustoff muß in seinen Güteeigenschaften in festgeleg- 
ten Grenzwerten gewährleistet sein; 

3. Es müssen wirtschaftliche Produktions- und Aufbereitungstechniken 
bereitgestellt werden. 

Die Wirtschaft hat Modelle zur Lösung der technischen und logistischen 
Probleme entwickelt und in die Praxis umgesetzt. Die neu gegründete 
Gütegemeinschaft Recyclingbaustoffe wird das Vertrauen in diese Bau- 
stoffe wesentlich stärken. Insgesamt kann festgestellt werden, daß der 
Anteil wiederverwendeter Bauschuttmassen sich langsam aber stetig 
erhöht. Die Bundesregierung begrüßt diese Entwicklung. 


Bonn, den 19. April 1985 
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